
MSc Program 
Immobilienmanagement & Bewertung 

Master Thesis zur Erlangung des akademischen Grades 
„Master of Science” 

eingereicht bei 

Risikomanagement in der Liegenschaftsakquisition,

unter besonderer Berücksichtigung von Liegenschaften für

den geförderten Wohnbau in Wien

Prof. Arch. Dipl.-Ing. Michael Pech

Dipl.-Ing.(FH) Hannes Speiser

0552039

Wien, 30.April 2013

 
 
Die approbierte Originalversion dieser Diplom-/Masterarbeit ist an der 
Hauptbibliothek der Technischen Universität Wien aufgestellt  
(http://www.ub.tuwien.ac.at). 
 
The approved original version of this diploma or master thesis is available at the 
main library of the Vienna University of Technology   
(http://www.ub.tuwien.ac.at/englweb/). 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eidesstattliche Erklärung 
 
 
 
 
Ich, DIPL.-ING.(FH) HANNES SPEISER, versichere hiermit 

1. dass ich die vorliegende Master These, "RISIKOMANAGEMENT IN 

DER LIEGENSCHAFTSAKQUISITION, UNTER BESONDERER 

BERÜCKSICHTIGUNG VON LIEGENSCHAFTEN FÜR DEN 

GEFÖRDERTEN WOHNBAU IN WIEN", 97 Seiten, gebunden, 

selbständig verfasst, andere als die angegebenen Quellen und 

Hilfsmittel nicht benutzt und mich auch sonst keiner unerlaubten 

Hilfen bedient habe, und 

2. dass ich diese Master These bisher weder im Inland noch im 
Ausland in irgendeiner Form als Prüfungsarbeit vorgelegt habe.  

 
 
 
Wien, 30.04.2013 

Unterschrift 



I 

Danksagung 

 

An dieser Stelle möchte ich mich bei all jenen bedanken, die mir beim Erstellen 

dieser Arbeit durch ihre Unterstützung zur Seite gestanden sind und den Lauf 

interessiert verfolgt haben. 

 

Allen voran meinem Betreuer, Hr. Prof. Arch. Dipl.-Ing. Michael Pech, Vorstand 

des Österreichischen Siedlungswerk Gemeinnützige Wohnungsaktiengesellschaft, 

Leitung der Geschäftsbereiche Projektentwicklung und -verwertung und 

Baumanagement. 

 

Meiner Freundin Astrid danke ich für Ausdauer und Geduld. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



II 

Vorwort 

 

„Beachtenswerte Leistungen in der Immobilienbranche sind solche, die leistbaren 

Wohnraum für Menschen schaffen aber auch durch Innovative Produkte auf den 

Wandel der Zeit und geänderte Wohnbedürfnisse rasch reagieren.“1  

 

Ausgehend von diesem Zitat wurde das Thema dieser Masterthese entwickelt. 

Der Weg zu leistbarem Wohnraum führt aus der Sicht des Verfassers auch in 

Zukunft zu einem wesentlichen Anteil über den geförderten Wohnbau und 

zugleich der Einbeziehung neuer innovativer Produkte und Konzepte. 

 

Daraus ableitend sind einerseits der generelle Zugang zu Immobilien- und 

Grundstücksangeboten sowie der gesamte Akquisitionsprozess der erste 

wesentliche Schritt zur Umsetzung dieser Aufgaben in der Immobilienbranche.   

 

Die Masterthese „Risikomanagement in der Liegenschaftsakquisition, unter 

besonderer Berücksichtigung von Liegenschaften für den geförderten Wohnbau 

in Wien" liefert eine übersichtliche Dokumentation der wesentlichen 

Risikofaktoren und einen praxisorientierten Umgang mit den Risiken in den 

jeweiligen Projektsphasen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           

1 Pech, Michael (2013) Immobilienmagazin 04.13 S. 32 
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1 Ziel und Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Masterthese sieht ihr Ziel nicht in der rein theoretischen 

Abhandlung von Risikodefinitionen und dem klassischen Risikomanagement, 

sondern in einer übersichtlichen Dokumentation der wesentlichen Risikofaktoren 

und einem praxisorientierten Umgang mit diesen Risiken in den jeweiligen 

Projektsphasen des Akquisitionsprozesses von geförderten Wohnprojekten.  

 

In der Akquisitionsphase sind somit möglichst all jene Risken zu identifizieren, 

die wesentliche Auswirkungen auf die Projektgenehmigung und das 

Projektergebnis haben. Nur erkannte Risken, können bewertet und im weiteren 

Entwicklungsprozess berücksichtigt werden.  

 

Die übergeordneten rechtlichen- technischen- und wirtschaftlichen Risiken 

werden in den jeweiligen fortlaufenden Phasen der Vorauswahl, der 

Detailanalyse und der Projektverdichtung kurz erläutert und im abschließenden 

Kapitel des Akquisitionsprozesses anhand des konkreten Projekts angewandt. 

Ziel der Risikoanalyse ist es, die bei der Risikoidentifikation ermittelten Risken 

anhand eines konkreten Projekts zu quantifizieren. 

 

Darüber hinaus werden die bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingungen wie 

das Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz, das 

Maklergesetzt, das Grundbuchrecht u.w. die in direktem Zusammenhang mit der 

Akquisition stehen, aufgezeigt und anhand eines konkreten Beispiels angewandt.  

 

Anhand von dokumentierten Immobilien- und Grundstücksangeboten werden die 

förderungsrelevanten Parameter herausgearbeitet. Durch die Auswertung der zur 

Verfügung gestellten Datenbasis und der Ausarbeitung eines konkreten Beispiels, 

werden folgende Fragestellungen beantwortet: 

 

• Auswertung des Grundstücksmarktes anhand von Immobilienangeboten 

im Betrachtungszeitraum, mit dem Fokus auf förderungsrelevante 

Schwerpunkte 

• Definition der wesentlichen Risikofaktoren im Akquisitionsprozess und 

• Darstellung des Akquisitionsprozesses bis zum Vertragsabschluss anhand 

eines konkreten Projekts 
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Die Arbeit ist wie folgt aufgebaut:  

Im ersten Kapitel werden anhand von vorselektierten und auf das Suchprofil 

eines gemeinnützigen Wohnbauträgers abgestimmten, Immobilien- und 

Grundstücksangeboten der Grundstücksmarkt für geförderte Wohnbauprojekte 

analysiert und durch den STEP 14 auch ein aktueller Bezug hergestellt. Die für 

die Förderung relevanten Auswertungen werden daraus erstellt und somit eine 

Ausgangssituation für den Akquisitionsprozess erarbeitet um daraus die 

vorzunehmenden Aufgaben abzuleiten. 

 

Im zweiten Kapitel werden eingangs die Begriffe Risiko und Risikomanagement 

definiert und der Zusammenhang zur Immobilienprojektentwicklung aufgezeigt.  

Weiters erfolgt die Dokumentation der wesentlichen Risikofaktoren im 

Akquisitionsprozess und der Auseinandersetzung mit den Grundlagen des 

Risikomanagements. 

 

Der gesamte Akquisitionsprozess wird anhand eines Organigramms in Kapitel 3 

dargestellt. Von der Vorauswahl über die Detailanalyse bis zur 

Projektverdichtung und dem Abschluss des Prozesses durch den Kauf- oder 

Optionsvertrag, wird der Akquisitionsprozess anhand eines gewählten Beispiels 

analysiert. 
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2 Immobilien- und Grundstücksangebote 

Das Land Wien hat mit dem WWFSG 1989 festgelegt, Wohnbauprojekte zu 

fördern und hinsichtlich ihrer planerischen, ökonomischen und ökologischen 

Qualität zu bewerten. Beim wohnfonds_wien wurde hierfür der 

Grundstücksbeirat eingerichtet, dessen Aufgabe es ist, Projekte, für die 

Förderungsmittel beansprucht werden, einer Qualitätsprüfung unter den 

Aspekten der sozialen Nachhaltigkeit, Architektur, Ökologie und Ökonomie zu 

unterziehen. Das Ziel der Beiratstätigkeit ist es die Qualität geförderter 

Wohnbauprojekte auf ein höchstmögliches Niveau zu bringen.2  

 

Seit 1995 wurden im Grundstücksbeirat 910 Projekte mit 70.643 Wohneinheiten 

und 51 Bauträgerwettbewerbsverfahren auf 195 Bauplätzen mit 22.320 

Wohneinheiten positiv beurteilt und zur Förderung empfohlen.3 

 

Der für den geförderten Wohnbau relevante Grundstücksmarkt wird folgend auf 

Grund von vorselektierten und auf das Suchprofil eines gemeinnützigen 

Wohnbauträgers abgestimmten Angeboten analysiert. 

 

Primäre Datenbasis hierfür ist eine Akquisitionsliste mit 878 dokumentierten 

Immobilien- und Grundstücksangeboten, wobei diese keine generelle Abbildung 

des Marktes liefert, da darüber hinaus keine gesicherten Daten ausgewertet 

wurden. 

Ziel der Auswertung ist, eine fundierte und differenzierte Darstellung der 

Immobilien- und Grundstücksangebote Wiens und dem nahen Umland 

(Niederösterreich) in den beiden Segmenten des Wohn- und Gewerbebaulands in 

den Jahren von Anfang 2005 bis Mitte 2012, mit besonderem Schwerpunkt auf 

die für die Akquisition von geförderten Projekten relevanten Parameter in Wien 

und freifinanzierten Projekten in dem nahen Umland (Niederösterreich) zu 

geben.  

 

 

 

 

 

                                                           

2 vgl. Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz – WWFSG 1989 §28 (1) 
3 vgl. Pech, Michael (2011) S.101, aktualisiert von Pech, Michael (2013) 
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2.1 Auswertungen 

Die Studie untersucht die Angebotsentwicklung am Immobilienmarkt für Wien 

und dem nahen Umland (Niederösterreich) im Segment des Wohn- und 

Gewerbebaus in einem Betrachtungszeitraum von 23.04.2005 bis 22.06.2012. 

Wobei das Verhältnis von Projekten mit reiner Wohnbauwidmung mit 88 % 

deutlich überwiegend, gegenüber Projekten mit Wohn- und Gewerbewidmung, zu 

verzeichnen war. 

 

Die im Betrachtungszeitraum stattgefundenen Immobilien- und 

Grundstücksangebote weisen eine Nettonutzfläche von gesamt 3.775.604 m² auf 

und wurden mit einem Angebotskaufpreis von 1.226.449.549 € aufgenommen.  

 

Die durchschnittliche Nettonutzfläche der ausgewerteten Liegenschaften beträgt 

4.650 m² und der daraus errechnete durchschnittliche Kaufpreis der 

ausgewerteten Liegenschaften beträgt 343 €/m² Nettonutzfläche. 

 

Die Anzahl der Liegenschaften mit einer Nutzflächenaufstellung aus einer ersten 

Betrachtung der baulichen Ausnutzung oder Dokumentation durch eine 

Bebauungsstudie waren mit 81 % überwiegend gut aufbereitet. Die Immobilien- 

und Grundstücksangebote ohne Auswertungen waren in der Phase der 

Vorauswahl - Sichtung und Vorprüfung besonders zu betrachten. 

 

Die Anzahl der Liegenschaften mit konkreten Kaufpreisvorstellungen der 

Verkäufer war mit 88% zu verzeichnen. Die Immobilien- und 

Grundstücksangebote ohne Angaben waren durch die Ermittlung der erzielbaren 

Nutzfläche in der Phase der Vorauswahl - Sichtung und Vorprüfung und einer 

ersten Projektkalkulation zu ermitteln und mit dem Makler oder direkt mit dem 

Verkäufer abzustimmen. 
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2.1.1 Angebotsverlauf 

Die Grafik zeigt, dass im Jahr 2007 die im Betrachtungszeitraum meisten 

Immobilien- und Grundstücksangebote registriert wurden. Durch die allgemeine 

Wirtschaftskrise sowie durch eine Marktenge am Wiener Bodenmarkt ist der 

Markt stetig zurückgegangen, diese folgende Phase ist durch eine restriktive 

Akquisitionstätigkeit gekennzeichnet. Der Wohnfonds Wien hat im Rahmen 

seiner Möglichkeiten durch Veräußerung von Grundstücken und der 

Ausschreibung von öffentlichen Bauträgerwettbewerben zur Entspannung des 

Marktes beigetragen. In den Jahren 2005 und 2006 wurden Immobilien- und 

Grundstücksangebote nicht einheitlich erfasst und sind somit nicht repräsentativ. 
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Abbildung 1: Angebotsverlauf 05-12, Quelle: Eigene Auswertung 

      In den Jahren 2005 und 2006 wurden Immobilien- und Grundstücksangebote nicht einheitlich 
erfasst, sind somit nicht repräsentativ und für die Auswertung nicht von Relevanz 
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Abbildung 2: Angebotsverlauf 05-12, Quelle: Eigene Auswertung 

      In den Jahren 2005 und 2006 wurden Immobilien- und Grundstücksangebote nicht einheitlich 
erfasst, sind somit nicht repräsentativ und für die Auswertung nicht von Relevanz 
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2.1.2 Preissegmente 

Die Grafik zeigt die Anzahl der registrierten Immobilien- und 

Grundstücksangebote und die Einteilung in die gewählten Preissegmente. Neben 

den Angeboten ohne Angaben von 19% wurden die für den geförderten und 

freifinanzierten Wohnbau geltenden Obergrenzen für den geförderten Wohnbau 

relevanten Angebote mit max. 250 €/m² und einem Anteil von 15% ausgewertet 

und die für den freifinanzierten Wohnbau, lageabhängig mit 500 - 1.000€/m² 

und einem Anteil von 50%. Weitere Abstufungen dienen zur grundsätzlichen 

Einteilung zur Strategiefestlegung in der Detailanalyse. Lediglich 9% lagen im 

Hochpreissegment mit über 2.000€/m² Grundkostenanteil. 
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Abbildung 3: Preissegmente, Quelle: Eigene Auswertung 
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Abbildung 4: Preissegmente, Quelle: Eigene Auswertung 
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2.1.3 Größenklassen 

Die Grafik zeigt die Anzahl der registrierten Immobilien- und 

Grundstücksangebote und die Einteilung in die gewählten Größenklassen. Neben 

den Angeboten ohne Angaben von 7% wurden die Obergrenzen von 1, 3, 5, 7, 

10 Tsd. €/m² festgelegt und ausgewertet. 

Die Einteilung richtet sich nach den für den geförderten Wohnbau anzusetzenden 

Basisförderungssätzen und den Ansätzen der Kleinbaustelle Abs. 2 der 

Erschwernisaufstellungen. Projekte mit über 50.000m² lagen bei 9%. 
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Abbildung 5: Größenklassen, Quelle: Eigene Auswertung 

 

7%

15%

44%

13%

7%

4%
9%

ohne
Angaben

1000

3000

5000

7000

10000

50000

 

 

Abbildung 6: Größenklassen, Quelle: Eigene Auswertung 
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2.1.4 Anbieter 

Die Grafik zeigt die wichtigsten Akteure am Markt. Diese sind mit einer 

überwiegenden Mehrheit von 82% Makler folgend von Architekten 7% und 

öffentlichen Anbietern (Ausschreibungen des Wohnfonds udgl.) 
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Abbildung 7: Anbieter, Quelle: Eigene Auswertung 
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Abbildung 8: Anbieter, Quelle: Eigene Auswertung 
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2.1.5 Liegenschaften nach Bezirken 

Die Grafik zeigt die Anzahl der registrierten Immobilien- und 

Grundstücksangebote und die Einteilung in die Bezirke in Wien und gesamt in 

Niederösterreich. Den größten Anteil aller Angebote hatten zum einen die 

transdanubischen Bezirke 21 und 22 mit 24% als auch der 23. Bezirk im Süden 

Wiens mit 10%. 

Diese beiden Bezirksgruppen sind auch diejenigen mit den größten 

Baulandreserven, ihre Dominanz bei den bebauten und unbebauten 

Grundstücken spiegelt sich hierbei wieder. 
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Abbildung 9: Liegenschaften nach Bezirken, Quelle: Eigene Auswertung 
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2.1.6 Status Wien wächst 2025 

Anlässlich des aktuellen Status der Stadtentwicklung soll auch ein kurzer Beitrag 

zur initiative „Wien 2025, meine Zukunft“ abgebildet werden: 

 

„In Wien wird in etwa alle 10 Jahre ein neuer Stadtentwicklungsplan 

ausgearbeitet. Die aktuelle Fassung des Stadtentwicklungsplans stammt aus 

dem Jahr 2005 (STEP 05). Seit 2011 arbeitet die Verwaltung eng vernetzt mit 

ExpertInnen aus vielen unterschiedlichen Fachbereichen, Politik und den 

Wienerinnen und Wienern am neuen STEP. Er wird 2014 veröffentlicht und gibt 

Leitlinien für eine erfolgreiche Entwicklung Wiens bis etwa 2025 vor. 

Stadtplanung betrachtet die Stadt als Ganzes, mit ihren räumlichen und sozialen 

Strukturen. Sie gibt Antworten auf wichtige Zukunftsfragen, fördert neue, 

innovative Ideen, beseitigt Barrieren und sucht geeignete Instrumente, um den 

Bürgerinnen und Bürgern die Beteiligung an in ihrer Stadt zu ermöglichen.“4 

 

Bis 2030 werden innerhalb der Stadtgrenzen zwei Millionen Menschen leben – in 

der gesamten Stadtregion werden es drei Millionen sein. Diese Entwicklung geht 

mit neuen Herausforderungen für das soziale Leben, die Wirtschaft und die 

Umwelt einher. Viele Fragen werfen sich auf: Wo und wie werden die rund 

400.000 neuen Stadtbewohnerinnen und -bewohner leben? Wie wird das Leben 

in Wien im Jahr 2025 aussehen? Stadtentwicklungsgebiete in Wien und 

anderswo werden vorgestellt, um Potenziale und mögliche Richtungen der 

Stadtentwicklung aufzuzeigen. Im Rahmen dieses Themas werden wir uns 

außerdem mit den wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Veränderungen, 

die Wachstum mit sich bringt, beschäftigen. Die Grenzen der Stadt weiten sich 

aus. Beziehungen zum Umland und zu Nachbarsregionen werden immer 

wichtiger.5 

 

 

 

 

 

 

                                                           

4 „Wien 2025 – meine Zukunft“ unter URL: https://wien2025.at zuletzt abgerufen: April 2013 
5 Wachstum, Themen des Programms wien2025 
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3 Die Risikofaktoren in der Projektentwicklung 

Risikomanagement ist unabhängig von der Anwendung im Bereich 

immobilienwirtschaftlicher Fragestellungen anzuwenden. Zunächst wird auf die 

Begriffsdefinition des „Risikos“ eingegangen. Anschließend werden die 

verschiedenen Risiken definiert und anhand des gewählten Projekts in 11., 

Krausegasse 9 mit ihrem Ablauf in den jeweiligen Phasen erläutert und 

schließlich daraus eine Reflektion erstellt, welche als Basis weiterer 

Überlegungen im Rahmen der optimalen Organisation der Abteilung 

Projektentwicklung und Akquisition dient.6 

 

3.1 Risikodefinitionen 

Der Begriff Risiko und das daraus ableitende Risikomanagement, lässt sich wie 

folgt definieren:  

 

„Risikomanagement umfasst sämtliche Maßnahmen zur systematischen 

Erkennung, Analyse, Bewertung, Überwachung und Kontrolle von Risiken.“7 

 

Management ist ein Prozess, der verschiedene Ressourcen in einer Organisation 

zielgerichtet einsetzt, um ein Ziel zu erreichen oder eine Aufgabe zu erfüllen. 

Dementsprechend wird im Rahmen der vorliegenden Arbeit unter 

Risikomanagement die aktive Planung, Steuerung und Kontrolle sowohl einzelner 

Risiken als auch der Risikoposition der Liegenschaftsakquisition verstanden. 

Der Risikomanagementprozess in der Projektentwicklung beginnt mit der 

Identifikation der Risiken der jeweiligen Projektsphasen. In einem zweiten Schritt 

werden die Risiken analysiert und bewertet und in der dritten Phase 

entsprechende Lösungsansätzen gewählt. Abschließend nach jeder 

Projektsphase, werden eine Reflektion und die Kontrolle der Effizienz und 

Effektivität geprüft. Grundsätzlich handelt es sich um eine andauernde Aufgabe 

innerhalb des Unternehmens, die durch die Organisation der Abteilungen zum 

Ausdruck gebracht wird.8  

 

 

                                                           

6 vgl. Urschel, Oliver (2009) S.71 
7 Brühwiler, Bruno (2008) 
8 vgl. Urschel, Oliver (2009) S.79f. 
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Risikoidentifikation 

In der Akquisitionsphase sind möglichst all jene Risken zu identifizieren, die 

wesentliche Auswirkungen auf die Projektgenehmigung und das Projektergebnis 

haben. Nur erkannte Risken können bewertet und im weiteren 

Entwicklungsprozess berücksichtigt werden. 

Um rechtliche- technische- und wirtschaftliche Risiken möglichst im breiten 

Umfeld identifizieren zu können, kann man sich verschiedener Strategien zur 

Identifikation und Analyse bedienen.9 

 

Risikoanalyse 

Nach Identifikation der vorhandenen Risiken müssen diese einer Bewertung 

unterzogen werden. Ziel der Risikoanalyse ist es, die bei der Risikoidentifikation 

ermittelten Risken zu quantifizieren. Dabei müssen Risken mit Hilfe von 

Risikomaßstäben bewertet werden. Diese Risikomaßstäbe müssen auf einer 

einheitlichen Bewertungsgrundlage basieren, die letztlich einen Kostenansatz 

beinhalten muss, um Risken in Geldeinheiten bewerten zu können.10 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           

9 vgl. Stempkowski, Rainer (2003) S.2 
10 vgl. Stempkowski, Rainer (2003) S.3 
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Die folgende Abbildung zeigt die wesentlichen Risikofaktoren im 

Akquisitionsprozess. Hier werden übergeordnet in der ersten Ebene zwischen 

technischen- rechtlichen- und wirtschaftlichen Faktoren unterschieden die in den 

jeweiligen Phasen zu betrachten sind. Heruntergebrochen auf die zweite Ebene 

werden die einzelnen Risiken in den fortlaufenden Phasen der Vorauswahl, der 

Detailanalyse und der Projektverdichtung kurz erläutert und im folgenden Kapitel 

des Akquisitionsprozesses anhand des konkreten Projekts angewandt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 11: Risikofaktoren im Akquisitionsprozess, Quelle: eigene Abbildung11 

 

3.1.1 Marktrisiko 

Unter dem Risiko des Marktes wird einerseits der aktuelle Grundstücksmarkt, 

andererseits auch die generelle wirtschaftliche Entwicklung verstanden. Diese 

sind positive oder negative Veränderungen der allgemeinen Wirtschaftslage, der 

                                                           

11 Grundlagen und interne Ablaufstrukturen des ÖSW, die für die vorliegende Masterthese 

überarbeitet und angepasst wurden 
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Baukostenrisiko 

Kalkulationsrisiko 

Vertragsrisiko 

Finanzierungsrisiko 

Baugrundrisiko 

Vermessungsrisiko 

Wirtschaftliche -
  

Technische- Rechtliche- 

Projektverdichtung 
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Pläne der Stadtentwicklung12 und der politischen Einflüsse im Zusammenhang 

mit Wohnbauförderungsmitteln. 

Es spielen sowohl aktuelle als auch die zukünftigen Aussichten eine Rolle. 

Änderungen der wirtschaftlichen Entwicklung, beeinflussen eine Vielzahl der für 

die Projektentwicklung und somit auch bereits mit der Akquisition, relevanter 

Risikofaktoren. Zum Beispiel die Grundsatzentscheidung der Projektkonzeption, 

die Bewirtschaftungskosten und wie vorgenannt die generelle Zusicherung von 

Fördermitteln durch das Land Wien. Die prognostizierte soziodemographische 

Entwicklung beeinflusst den Akquisitionsprozess13 selbst nur in einem geringen 

Ausmaß. Jedoch ist diese in der Projektentwicklung eines Mietwohnbaus als 

langfristige Investitions-Perspektive zu betrachten und besonders zu 

berücksichtigen wenn es sich um Liegenschaften in Stadtentwicklungsgebieten, 

ohne einen durch den Gemeinderat beschlossenen Flächenwidmungs- und 

Bebauungsplan handelt und somit eine langfristige Projektskonzeption bedeutet. 

Der Immobilienmarkt generell zeigt Unterscheidungskriterien wie die Lage, die 

Nutzungsart, ob Kauf oder Miete, gefördert oder freifinanziert, Neubau oder 

Bestand. Änderungen ergeben sich durch eine Veränderung auf der Nachfrage- 

oder der Angebotsseite, die die Fläche oder die Qualität der Flächen betreffen 

kann. Das Marktrisiko und damit verbundene Aufgabenstellungen werden mit 

dem konkreten Projekt näher erläutert.14 

 

3.1.2 Maklerrisiko 

Das Maklerrisiko bezeichnet einerseits das durch den Makler selbst zu 

vertretenden Verhalten, als auch das Risiko durch wirtschaftliche Änderungen auf 

dem relevanten Immobilienmarkt. Der Makler hat seine Rechte und Pflichten 

gemäß Maklergesetz einzuhalten und somit aus den Titeln der 

Interessenwahrung und Unterstützung, auch entsprechende Haftung zu 

übernehmen. In der Sichtung und Vorauswahl sind die einlangenden Immobilien- 

und Grundstücksangebote entsprechend zu überprüfen und die Angaben des 

Maklers zu plausibilisieren um auch nicht seriöse Angebote aufzudecken. Hierfür 

wird die Maklerhaftung unter dem Kapitel der Kontaktaufnahme mit dem 

Anbieter aus dem Maklergesetz abgebildet. 

                                                           

12 siehe STEP 05 der Stadt Wien sowie div. Marktberichte und Studien 
13 Ausgegangen wird von einer Projektentwicklung mit bestehender Flächenwidmung und ohne 

Ausnahmegenehmigungen mit einer Dauer von max. 36 Monaten 
14 vgl. Urschel, Oliver (2009) S.464f. 
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3.1.3 Widmungsrisiko 

Unter dem klassischen Widmungsrisiko wird die Sicherstellung der maximalen 

Ausnutzung der Bebauung gemäß aktuellem Flächenwidmungs- und 

Bebauungsplan verstanden. Durch ein Ansuchen um Bekanntgabe der 

Bebauungsbestimmungen15 bei der MA 64-V liegt hierfür auch ein 

Rechtsanspruch von 18 Monaten ab Ausstellungsdatum vor und kann für alle in 

diesem Zeitraum eingereichten Bau- und Grundabteilungsansuchen verwendet 

werden. In Wien ist die Magistratsabteilung 21 - Stadtteilplanung und 

Flächennutzung16 für die Festlegung der Flächenwidmungs- und Bebauungspläne 

zuständig.  

 

Sollten Abänderungen der Flächenwidmungs- und Bebauungspläne in aktuellen 

Flächenwidmungsverfahren vorgenommen werden, liegen bei der MA21 Entwürfe 

für diese Änderung oder Neufassung, zur öffentlichen Einsichtnahme auf.  

Für das von Bebauungsplänen nicht erfasste Stadtgebiet, besteht hiefür bis zur 

Festsetzung dieser Pläne, eine Bausperre gem. §8(1).17  

Der konkrete Umgang mit offenen Verfahren wird in den folgenden Kapiteln 

anhand des Grundstücks in 11., Krausegasse 9 erläutert.  

 

3.1.4 Grundbuchsrisiko 

Das mit dem Grundbuch verbundene Risiko ist, die genauen Rechtsverhältnisse 

an diesen Liegenschaften zu erfassen. Die Grenzen der Liegenschaften und ihre 

Lage werden hierbei im Kataster bei den Vermessungsämtern geführt. 

Durch den Auszug aus dem Hauptbuch sind die zur Prüfung wesentlichen 

Informationen abzuleiten. Das A-Blatt, auch Gutsbestandsblatt genannt, enthält 

die genaue Bezeichnung der Liegenschaft samt Grundstücken, Flächenausmaß 

und Benützungsart, weiters sind die mit dem Grundstück verbundenen Rechte 

eingetragen. Das B-Blatt auch Eigentumsblatt genannt, zeigt die 

Eigentumsverhältnisse, Größe der jeweiligen Anteiles (Miteigentum oder 

Alleineigentum) an der Liegenschaft sowie bestimmte persönliche Verhältnisse 

des Eigentümers z.B. Name, Geburtsdatum, Adresse. 

                                                           

15 MA 64 - Rechtliche Bau-, Energie-, Eisenbahn- und Luftfahrtangelegenheiten 
16 Planungsauskunft Wien, 1010 Wien, Rathausstraße 14-16, 1. Stock, Zi. 116 
17 

Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch (Bauordnung für Wien) 
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Im C-Blatt auch Lastenblatt genannt, sind die mit dem Eigentum an der 

Liegenschaft verbundenen Belastungen eingetragen. Weiterführende Inhalte und 

die entsprechende Anwendung des Grundbuchsauszugs werden anhand des 

Grundstücks in 11., Krausegasse 9 erläutert.  

 

3.1.5 Risiko der Infrastruktur 

Eine gute soziale Infrastruktur und Anbindung an den öffentlichen Verkehr, ist 

gegeben, wenn der Bedarf für das tägliche Leben im Umkreis von 500 bis 1000 

m Luftlinie gedeckt wird. So sollen Wege wie Einkäufe, Arzt- oder Schulbesuch 

zu Fuß oder mit dem Fahrrad erledigt werden können. Soziale Kriterien sind 

durch den gewählten Standort selbst gegeben und können durch den Bauträger 

nicht direkt beeinflusst werden somit steckt der Risikofaktor in der Wahl des  

Grundstücks selbst. 

Die technische Infrastruktur und Anbindung an die jeweiligen Versorgungsnetze 

hingegen birgt ein weitaus höheres Risiko, da hierbei die anfallenden Kosten der 

Anschluss- und Aufschließung festzulegen sind und einen wesentlichen Faktor in 

der weiteren Kalkulation ausmachen können. Durch Kontaktaufnahme mit den 

hierfür zuständigen Magistratsabteilungen und Versorgungsunternehmen werden 

die Rahmenbedingungen und Kosten erhoben. Die erforderlichen Anfragen 

werden in weiterer Folge dieser Masterthese aufgelistet und durch die jeweiligen 

Kontakte ergänzt. 

 

3.1.6 Besichtigungsrisiko 

Durch eine persönliche Vorort Besichtigung zur Einschätzung der lokalen 

Gegebenheiten, können offensichtliche Risikofaktoren festgehalten werden. 

Hierbei hilft eine geeignete Checkliste, wobei nach dem Schulnotensystem jedes 

Einzelkriterium beurteilt werden sollte. Inhalt solch eines Beurteilungsbogens 

sind zum einen Größe und Zuschnitt, Lage, Umfeld und Einflüsse aus der 

Nachbarschaft, Bodeneigenschaften, Anbindung, Versorgungseinrichtungen im 

Umfeld, ersichtliche Bauauflagen und Erschließungsmöglichkeiten sowie einer 

Fotodokumentation. 

Gerade bei freifinanzierten Projekten sind umfangreiche Marktstudien und 

Analysen zu erstellen, die je dach Lagekriterien und zeitlichem Faktor zur 

Bestätigung der Kalkulationsansätze dienen sollen. 
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3.1.7 Baukostenrisiko 

Der Kostenrahmen im geförderten Wohnbau wird durch die maximalen 

Gesamtbaukosten festgelegt und für den Bauträger als verbindlich anzusehen. 

Im freifinanzierten Wohnbau, sind diese Markt- und Lageabhängig und durch 

höherwertige Ausstattungsmerkmale gekennzeichnet. 

Für Wohnprojekte die um Förderung des Landes Wien ansuchen, gelten somit die 

Regeln des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz – 

WWFSG 1989 wobei sich die angemessenen Gesamtbaukosten aus den 

Basisbaukosten, den nicht nachzuweisende Mehrkostenden Mehrkosten für 

Baustellen bis 10.000 m2 förderbare Fläche und den Mehrkosten gemäß § 1 Abs. 

3 Neubau VO 2007 zusammensetzen. 

Die nicht nachzuweisenden Mehrkosten decken die erhöhten Anforderungen 

gemäß § 2 Neubau Verordnung 2007, OIB Richtlinien und Techniknovelle 2007 

der Wiener Bauordnung ab (u.a. betreffend Energiekennzahlen für Wohngebäude 

nach dem 01.01.2009, Brandschutz, Schallschutz, Barrierefreiheit). 

Eine Baukostenabschätzung in der Detailanalyse für das konkrete Projekt in der  

11., Krausegasse 9 zeigt die notwendigen Aufstellungen für geförderte 

Wohnbauprojekte, welche durch eine detaillierte Mehrkostenaufstellung zu 

ergänzen und im Datenblatt beim wohnfonds_wien einzureichen sind.  

 

3.1.8 Kalkulationsrisiko 

Zur Beurteilung des Kalkulationsrisikos werden die ermittelten Informationen der 

Detailanalyse zusammengeführt und in einer ersten Basiskalkulation dargestellt. 

Hierbei sind einerseits die Grundstücks- als auch die Baukosten zu betrachten. 

Die Kalkulation der Grundstückskosten beinhaltet die wesentlichen Nebenkosten 

wie, die Grunderwerbsteuer vom Wert der Gegenleistung mit 3,5 %, der 

Grundbuchseintragungsgebühr im Eigentumsrecht mit 1,1 % und die Kosten der 

Vertragserrichtung und grundbücherlichen Durchführung. Die Kalkulation der 

Baukosten beinhaltet zum einen die reinen Baukosten aus der 

Baukostenschätzung, sowie anteilig auch die wesentlichen Baunebenkosten. 
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3.1.9 Planungsrisiko 

Das Planungsrisiko beginnt bei der Analyse der baulichen Ausnutzbarkeit in der 

Vorauswahl und den damit verbundenen Auswertungsmethoden der 

Wirtschaftlichkeitsparameter im Wohnbau. 

Eine entsprechende Bebauungsstudie sollte die Analyse der Grundlagen und 

Klärung der Rahmenbedingungen durch den Architekten beinhalten. Die 

Erarbeitung des grundsätzlichen Lösungsvorschlages auf Basis der vom Bauherrn 

bekannt gegebenen Planungsgrundlagen (Lage- und Höhenplan, Aufmasspläne 

des Bestandes, rechtliche Festlegungen bzw. Bebauungsbestimmungen, Raum- 

und Funktionsprogramm) sind erforderlich.  

Der weitere Planungsschritt im Entwurf dient als Grundlage für die Einreichung 

beim wohnfonds_wien zur Erlangung einer Förderungsempfehlung. Wichtig zu 

beachten ist, dass diese vorgelegten Planungen, Angaben und Kalkulationen 

verbindlich sind. Abweichungen von einem zur Förderung empfohlenen Projekt 

sind der Geschäftsstelle mitzuteilen und bedürfen einer ausdrücklichen 

Zustimmung. Die Einreichunterlagen für Grundstücksbeirats Projekte beinhalten 

Planunterlagen bestehend aus A3 Mappen, Präsentationstafeln, dem Datenblatt 

und sonstigen Unterlagen. 

Weitere Risikokriterien befassen sich neben den Anforderungen an die 

Architektur auch mit den Kriterien wie Ökologie, Ökonomie und der Sozialen 

Nachhaltigkeit. 

 

3.1.10   Vermessungsrisiko 

Die exakte Grenzvermessung und die Festlegung der Grundstücksgrenzen klärt 

das Vermessungsrisiko und erfolgt durch einen staatlich befugten und beeideten 

Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen. Der Lage- und Höhenplan wird 

erstellt und dient als Grundlage der weiteren Architekturplanung und falls 

erforderlich ein Teilungsplan bei Grenzänderungen der Errichtung von Urkunden 

und deren Eintragung in Kataster und Grundbuch, um die neuen 

Eigentumsverhältnisse wirksam werden zu lassen. 

Der konkrete Umgang und die erforderlichen Leistungen die bei einem konkreten 

Projekt zu beauftragen sind, werden in den folgenden Kapiteln anhand des 

Grundstücks in 11., Krausegasse 9 erläutert.  

 

 

 



19 

3.1.11   Baugrundrisiko 

Das Boden- und Baugrundrisiko ist das Risiko, dass es aufgrund der 

Eigenschaften des Bodens am gewählten Standort zu Bauverzögerungen oder 

Kostensteigerungen kommt, oder sogar unmöglich ist, das projektierte Gebäude 

dort zu errichten. Die Ursachen hierfür können in der Tragfähigkeit des 

Untergrunds liegen, was zu einer aufwändigeren Grundierung führt. Weitere 

Boden und Baugrundrisiken sind Kontaminationen18 im Erdreich, die zunächst 

saniert werden müssen, oder der Fund von Kriegsmaterial, was eine 

Verzögerung oder gar die Untersagung der Baumaßnahmen nach sich ziehen 

kann. Geochemische und Geotechnische Gutachten geben Aufschlüsse über die 

Qualität des Baugrundes und bieten die Grundlage der kalkulatorischen Ansätze.  

Für gewöhnlich sind Boden- und Baugrundrisiken erst in der Errichtungsphase in 

vollem Umfang bekannt, in seltenen Fällen kann es aber auch nach Fertigstellung 

noch zu Schäden durch Setzungen kommen.19 

 

3.1.12   Finanzierungsrisiko 

Das Finanzierungsrisiko ist auf die unterschiedlichen Entscheidungsträger zu 

differenzieren. Neben der klassischen Projektfinanzierung durch ein 

Kreditunternehmen, ist gerade bei geförderten Wohnprojekten die Empfehlung 

des Grundstücksbeirates zur Erlangung einer Zusicherung um Fördermittel des 

Landes Wien entscheidend. In weiterer Folge dieser Masterthese wird jedoch 

nicht weiter auf dieses Thema eingegangen. 

 

Zusätzlich ist jedoch das Genehmigungsrisiko zu nennen, dass eine zum Bau 

erforderliche Genehmigung durch die zuständige Behörde nicht, nur verzögert 

oder nur unter Auflagen erteilt wird. Dabei handelt es sich primär um die 

Baugenehmigung durch die MA37, zusätzlich können aber weitere behördliche 

Genehmigungen eine Rolle spielen, zum Beispiel der Brandschutz, 

Denkmalschutz oder Umweltaspekte. Die Ursache von Genehmigungsrisiken liegt 

meist in der Projektkonzeption oder in bautechnischen Aspekten. So können ggf. 

durch eine hohe Qualität der architektonischen Gestaltung, ein positives Image 

sowie eine hohe ökologische und soziale Qualität des Gebäudes gemildert 

                                                           

18 siehe auch Erhart-Schippek, Werner (2012) 
19 vgl. Urschel, Oliver (2009) S.528f. 
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werden. Genehmigungsrisiken wirken sich durch Zeitverzögerungen und 

Kostensteigerungen aus.20 

 

3.1.13   Vertragsrisiko 

Der Weg zum erfolgreichen Abschluss des Akquisitionsprozesses liegt zu großen 

Teilen in der sorgfältigen und sachgerechten Vertragsgestaltung, wobei 

Zusammenhänge aller Art mit dem Thema der Immobilie selbst und den 

Vorgaben der Förderungsrichtlinien zu berücksichtigen sind. Diese Risikofaktoren 

sind über den gesamten Planungszeitraum zu berücksichtigen.  

Die möglichen Vertragsabwicklungen, ob gesetzte Bedingungen, Optionen oder 

klassische Kaufverträge, werden erläutert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           

20 vgl. Urschel, Oliver (2009) S.540 
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4 Der Akquisitionsprozess 

Durch eine übersichtliche Strukturierung der Organisation in drei Phasen, die 

Festlegung von Abläufen und Zuordnung von Aufgaben wird der 

Akquisitionsprozess optimiert. Von der Vorauswahl über die Detailanalyse bis zur 

Projektverdichtung wird in den folgenden Kapiteln der Prozess der Immobilien- 

und Grundstücksakquisition anhand eines konkreten Projekts analysiert. 

 

Die nachfolgende Abbildung zeigt eine mögliche Organisation des 

Akquisitionsprozesses.  

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 12: Organisation des Akquisitionsprozesses, Quelle: Eigene Abbildung21 

                                                           

21 Grundlagen und interne Ablaufstrukturen des ÖSW, die für die vorliegende Masterthese 

überarbeitet und angepasst wurden 
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4.1 Vorauswahl 

Die erste Phase Projektentwicklung, beschäftigt sich mit der Vorauswal aus den 

einlandenden Immobilien- und Grundstücksangeboten, hierbei steht die Sichtung 

und Vorprüfung im Vordergrund. Durch eine erste Analyse der baulichen 

Ausnutzbarkeit werden Angebote entsprechend überprüft und abschließend mit 

dem Anbieter Kontakt aufgenommen. 

 

4.1.1 Sichtung und Vorprüfung 

Eine genaue Kenntnis der wesentlichen Marktteilnehmer sowie ein breites 

Netzwerk an Geschäftskontakten sind Grundvoraussetzung für den Zugang zu 

aktuellen Immobilien- und Grundstücksangeboten und eine erfolgreiche 

Liegenschaftsakquisition. Zu den wesentlichen Anbietern zählen:  

• Makler 

• Architekten 

• Öffentliche Abgeber 

• Private Abgeber 

• Rechtsanwälte oder Notare 

• Bauträger 

• Developer 

• anderer Immobilienunternehmen22 

 

Inhalt von Immobilien- und Grundstücksangeboten ist das im Betreff angeführte 

Objekt, das freibleibend angeboten wird und ein beiliegendes Datenblatt mit 

näheren Informationen über die Liegenschaft. Sämtliche Daten, in der Regel 

zirka Angaben, für die nicht gehaftet wird. Besonders wesentliche Daten sollten 

angeführt sein, diese müssen jedenfalls in den nächsten Bearbeitungsschritten 

überprüft werden. 

 

Die Verwendung der Objektinformationen wird üblicherweise einer Vereinbarung 

von Provisionsregelungen mit dem Anbieter vorausgesetzt. Sollte das 

gegenständliche Objekt gekauft werden, beträgt die gesetzlich vorgesehene 

maximale Vermittlungsprovision bei Kauf, Verkauf oder Tausch von 

Liegenschaften oder Liegenschaftsanteilen mit einem Wert ab EUR 48.448,51 je 

3 % von beiden Auftraggebern (Verkäufer und Käufer) jeweils zzgl. 20 % USt 

                                                           

22 vgl. Pech, Michael (2011) S.3ff. 
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gemäß Immobilienmaklerverordnung. Bei Optionen sind es 50 % der Provision, 

welche im Fall des Kaufes durch den Optionsberechtigten angerechnet werden.23 

 

Provisionsanspruch besteht ebenfalls, wenn das Objekt zu anderen Konditionen 

als die Im Datenblatt genannten gekauft oder ein wirtschaftlich gleichwertiges 

Geschäft abgeschlossen wird, unabhängig davon, ob die weiteren Verhandlungen 

mit dem Verkäufer selbst oder durch den Anbieter geführt werden. 

Die vorgenannte Provision schuldet man auch, wenn das Geschäft durch 

Weitergabe an Dritte oder durch direkte Kontaktaufnahmen mit dem 

Liegenschaftseigentümer zustande kommt.24 

 

Beispiel eines Datenblatts des gewählten Projekts in 11., Krausegasse 925 

 

Wohnbaugrundstück in  

1110 Wien, Krausegasse 9  

 
 

Verkehrsanbindung:  U3, 71, 6, 15A  

Katastralgemeinde:  01107 Simmering 

Grundstücksnummern: 2009 

Einlagezahl:  36 

Anteil:    1 / 1  

 

Kaufpreis netto:   700.000,-- EUR (lastenfrei) 

Zustand:   gut  

Mittelzinshaus:  nein 

 
 
erz. Netto-Neubau-Nutzfläche:  ca. 2.100 m² unverbindliche Schätzung  
Grundstücksfläche:   ca. 672 m²  
Widmung:    Bausperre §8(1) 
 
 
============================================================== 

bestandsfreies Bauträgerobjekt 
============================================================== 
 
  
In unmittelbarer Nähe zum Einkaufszentrum Simmering eignet sich dieses befindliche Grundstück 
ideal für Wohnhausobjekte. 

  
 

Abbildung 13: Immobilienangebot der Burgstaller-Steiner Immobilien GmbH 

                                                           

23 vgl. § 10 IMV 1996, BGBI. Nr. 297/1996 GZ 2012/03/30 

24 vgl. § 10 IMV 1996, BGBI. Nr. 297/1996 GZ 2012/03/30 
25 ein Projekt der Bauhilfe Gemeinnützige GmbH 
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4.1.2 Analyse der baulichen Ausnutzbarkeit 

Unter der baulichen Ausnutzbarkeit wird die Überprüfung eines konkreten 

Grundstücks auf eine mögliche Bebauung gemäß aktuellem Flächenwidmungs- 

und Bebauungsplan verstanden. In Wien ist die Magistratsabteilung 21 - 

Stadtteilplanung und Flächennutzung26 für die Festlegung der Flächenwidmungs- 

und Bebauungspläne zuständig.  

 

Eine erste Onlineabfrage27 liefert eine rasche, jedoch unverbindliche 

Erstinformation und dient als Grundlage für die bauliche Ausnutzbarkeit eines 

Grundstücks. 

Erst durch das Ansuchen um Bekanntgabe der Bebauungsbestimmungen28 bei 

der MA 64 liegt ein Rechtsanspruch von 18 Monaten ab Ausstellungsdatum vor 

und kann für alle in diesem Zeitraum eingereichten Bau- und 

Grundabteilungsansuchen verwendet werden.  

 

Bei aktuellen Flächenwidmungsverfahren liegen bei der MA21 Entwürfe für die 

Änderung oder Neufassung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes zur 

öffentlichen Einsichtnahme auf. 

Für das von Bebauungsplänen nicht erfasste Stadtgebiet, besteht bis zur 

Festsetzung dieser Pläne, Bausperre gem. §8(1). Dennoch sind von der 

Baubehörde, Baubewilligungen gemäß §70 zu erteilen, während Neu-, Zu- und 

Umbauten, die Errichtung sonstiger Bauwerke, Abbrüche oder Veränderungen 

des äußeren Erscheinungsbildes von Bauwerken, Veränderungen der Höhenlage 

von Grundflächen sowie Grundabteilungen nur unter besonderen 

Voraussetzungen zu bewilligen sind.29 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           

26 Planungsauskunft Wien, 1010 Wien, Rathausstraße 14-16, 1. Stock, Zi. 116 
27 unter http://www.wien.gv.at/flaechenwidmung/public 
28 MA 64 - Rechtliche Bau-, Energie-, Eisenbahn- und Luftfahrtangelegenheiten 
29 

Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch (Bauordnung für Wien) 
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Beispiel des Flächenwidmungs- und Bebauungsplan mit Plandokument 7846 

 

 

 

Abbildung 14: Auszug des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans, Quelle: 

http://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/flaechenwidmung/aktuell 

 

Nach der Feststellung der geltenden Rahmenbedingungen30 der zu bearbeitenden 

Liegenschaft durch den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, sowie der 

textlichen Bestimmungen des Plandokuments, ist eine Auswertungsskizze der 

Baulichen Ausnutzbarkeit anzufertigen. 

 

 

                                                           

30 Rahmenbedingungen der zu unersuchenden Liegenschaft: 

GB III g, 12m Trakttiefe BB: keine 

GB GV I 4,5m g 50% BB: 2, 6 

 

Auf den mit GBGV BB6 bezeichneten Grundflächen ist die Errichtung von Wohnungen untersagt.  

 

Die Dächer der auf den mit BB2 bezeichneten Grundflächen zur Errichtung gelangenden Gebäuden 

sind entsprechend dem Stand der technischen Wissenschaften als begrünte Flachdächer auszubilden. 

Technische bzw. der Belichtung dienende Aufbauten sind im erforderlichen Ausmaß zulässig. 
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Die Bauklasseneinteilung und zulässige Gebäudehöhe der Wiener Bauordnung31 

dient als Grundlage der Auswertung. 

 

Die Bauklasseneinteilung setzt die Gebäudehöhe für Wohngebiete und gemischte 

Baugebiete fest. Die maximalen Gebäudehöhen betragen für in Wien, soweit sich 

nicht nach den Bestimmungen der Abs. 4 bis 6 und des §81 sowie des 

Bebauungsplanes eine andere Gebäudehöhe ergibt: 

• Bauklasse I mindestens 2,5 m, höchstens 9 m  

• Bauklasse II mindestens 2,5 m, höchstens 12 m 

• Bauklasse III mindestens 9 m, höchstens 16 m 

• Bauklasse IV mindestens 12 m, höchstens 21 m 

• Bauklasse V mindestens 16 m, höchstens 26 m 

• Bauklasse VI beträgt die Gebäudehöhe mindestens 26 m32 

 

In den Bebauungsplänen können zusätzlich folgende Bauweisen ausgewiesen 

werden:  

• offene Bauweise 

• gekuppelte Bauweise 

• offene oder gekuppelte Bauweise  

• Gruppenbauweise und  

• geschlossene Bauweise33 

 

Im Bezug auf das genannte Beispiel des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans 

ist zu berücksichtigen, dass in der geschlossenen Bauweise die Gebäude an 

Baulinien oder Verkehrsfluchtlinien oder dort, wo gegen die Verkehrsflächen 

Baufluchtlinien festgesetzt sind, an diesen von der einen seitlichen 

Bauplatzgrenze zu der anderen durchgehend errichtet werden müssen. Die 

Behörde hat ein freiwilliges Zurückrücken einzelner Gebäudeteile hinter die 

Baulinie, Verkehrsfluchtlinie oder Baufluchtlinie dann zuzulassen, wenn hierdurch 

keine Beeinträchtigung des örtlichen Stadtbildes eintritt.34 

 

 

                                                           

31 http://www.bauordnung.at 
32 Bauordnung für Wien: Bauklassen §75 
33 Bauordnung für Wien: Bauweisen §76 
34 vgl. Bauordnung für Wien: Bauweisen §76(8) 
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Für die Vorbemessung der Bebauten Fläche des Kellergeschoßes ist zusätzlich 

auch §76 (10a) entscheidend. Wobei in jedem Fall mindestens 10% der Fläche 

des Bauplatzes, die 500m2 übersteigt, von jeder ober- und unterirdischen 

Bebauung frei bleiben müssen und darüber hinaus aus auch nicht versiegelt 

werden dürfen. Dies gilt nicht, wenn die so frei zu haltende Fläche geringer als 

10m2 wäre. Diese Vorschrift kommt nicht zur Anwendung, wenn das Freihalten 

einer solchen Fläche der zweckmäßigen Nutzung der Liegenschaft 

entgegenstehen würde und eine ordnungsgemäße Ableitung der 

Niederschlagswässer gewährleistet ist.35 

 

Um die bauliche Ausnutzbarkeit in der Auswertungsskizze möglichst genau zu 

erfassen, sind wesentliche Elemente wie Erker, Gaupen, Balkone und Terrassen 

zu berücksichtigen. Mit Zustimmung des Eigentümers der Verkehrsfläche dürfen 

lt. Wr. BO folgende Gebäudeteile über die Baulinie oder Straßenfluchtlinie 

vorragen:  

• die unter Abs. 1 lit. a bis g genannten Vorbauten in einem größeren als 

dort festgesetzten Ausmaß  

• Stützmauern und Pfeiler 

• Licht-, Luft-, Transport- und Einsteigschächte 

• Vordächer und Windfänge 

• Werbezeichen, Schaukästen und Geschäftsportale 

• Treppenhausvorbauten, Aufzugsschächte und Erker36, sofern diese 

Bauteile eine Ausladung von höchstens 1,50 m aufweisen, insgesamt 

höchstens ein Drittel von der Gebäudelänge einnehmen und einen 

Abstand von mindestens 3 m von der Nachbargrenze einhalten. Die sich 

daraus für die Erker ergebende Kubatur an einer Gebäudefront, kann 

unter Einhaltung dieser Ausladung und des Abstandes von 

Nachbargrenzen an dieser Front frei angeordnet werden. An Gebäuden, 

deren Gebäudehöhe nach den Bestimmungen des § 75 Abs. 4 und 5 zu 

bemessen ist, dürfen solche Vorbauten an den Straßenfronten nur eine 

Ausladung von höchstens 1 m aufweisen 

                                                           

35 vgl. Bauordnung für Wien: Bauweisen §76(10a) 
36 Bereits in der Analyse der baulichen Ausnutzung sind mögliche Zusatzflächen im bestehenden 

rechtlichen Rahmen wie Erker oder Balkone entscheidend, Ausnahmegenehmigungen gem. §69 

Bauordnung für Wien (siehe auch Leitfaden MA37 zur Vorgangsweise und Begründung der 

Abweichungen von Vorschriften des Bebauungsplanes) dürfen nicht in Ansatz gebracht werden. 
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• bis zu einem weiteren Drittel der Gebäudelänge Balkone, sofern der unter 

ihnen gelegene Teil der Verkehrsfläche infolge seiner besonderen 

Ausgestaltung (Grünstreifen u. dgl.) nicht Verkehrszwecken dient; die 

Ausladung dieser Balkone darf höchstens 2,50 m betragen und sie 

müssen von den Nachbargrenzen einen Abstand von wenigstens 3 m 

einhalten37 

 

Vorbauten, Türen und Fensterabschlüsse dürfen bis zu einer Höhe von 2,50 m 

nicht in den Gehsteig ragen. Bis zu einer Höhe von 6 m dürfen sie weiters eine 

60 cm innerhalb der fahrbahnseitigen Gehsteigkante gedachte Linie nicht 

überragen.38 

 

In der Ermittlung der Nutzflächen ergeben sich lt. Wr. BO noch mögliche 

Reserven die jedoch in der Ersten Auswertungsskizze nicht berücksichtigt 

werden. Diese sind weitere über die Baulinie oder Straßenfluchtlinie vorragenden 

Gebäudeteile wie: 

• Keller- und Grundmauern bis zu 20 cm 

• Gebäudesockel bis 20 cm, jedoch nur bis zu einer Höhe von 2 m 

• Schauseitenverkleidungen bis 7 cm  

• Vorlegestufen innerhalb des Sockelvorsprunges 

• vorstehende Bauelemente, die der Gliederung oder der architektonischen 

Ausgestaltung der Schauseiten dienen, bis 15 cm 

• vorstehende Teile von Konvektoranlagen, Heizanlagen, Klimaanlagen und 

ähnlichen Anlagen bis 15 cm 

• Hauptgesimse und Dachvorsprünge bis 1 m 

• die dem Gebäude dienenden Zu- und Ableitungen39 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           

37 Bauordnung für Wien: Bauteile vor der Baulinie oder Straßenfluchtlinie §83(2) 
38 Bauordnung für Wien: Bauteile vor der Baulinie oder Straßenfluchtlinie §83(4) 
39 Bauordnung für Wien: Bauteile vor der Baulinie oder Straßenfluchtlinie §83(1)  
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Beispiel einer Auswertungsskizze40 für das gewählte Projekt 11., Krausegasse 9 

 

Eine farbliche41 Darstellung der jeweiligen Nutzungen liefert eine übersichtliche 

Gliederung und ist zur Bemessung der Nutzflächenfaktoren (Bruttogeschoßfläche 

/ Nettonutzfläche) hilfreich. Wohnnutzfläche (grün), Nebenflächen und Garage 

(orange), Flächen über die Baulinie oder Straßenfluchtlinie gem. §83 wie 

Balkone, Erker, Gaupen udgl. (gelb) 

 

 

Abbildung 15: Auswertungsskizze im Regelquerschnitt, Quelle: Eigene Abbildung 

 

      

Abbildung 16: Auswertungsskizze im Regelgrundriss, Quelle: Eigene Abbildung 

                                                           

40 Die Auswertungsskizze sollte möglichst einfach und rasch per Hand erfolgen    
41 Farben frei gewählt 
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Die Liegenschaftsauswertung42 sollte in einem einheitlichen Format erfolgen um 

diese auch für zukünftige Auswertungszwecke verwenden zu können. 

 

 

KG: 01107 Simmering  EZ: 36        Grst.Nr.: 2009 
 
Eigentumsverhältnisse: 1/1 August Gonano GmbH (FN 112578g) 
Grundstücksfläche: 672,00m² 
 
Flächenaufstellung: 
PD: 7846    Widmung: GB III g, GB GV I 4,5m g 50% BB 
     Straßenbreite: 18,80m 
 
 
Innere Baufläche:  12,00m  Straßenfront43: 28,50 m 
BGF:    12,00m * 28,50m = 342,00m² 
Erker bzw. Balkone und Terrassen:  28,50m / 3 * 1,50m = 14,25m² 
Abminderungsfaktor44: 0,75 (BGF/NNFL) 
 
 
EG:  342,00m² * 0,3 * 0,75 =    76,95m² 
1.OG- 1.DG: 342,00m² * 5 * 0,75 =    1.282,00m² 
2.DG:  342,00m² * 0,8 * 0,75 =  205,00m²   
§83:  14,25m² * 4 * 0,75 =   42,75m² 
Summe NNFL:           1.606,70m² 
 
 
 
Preisvorstellung: 
auf Boden: 700.000€ / 672,00m² = 1.041,67€/m² 
auf NNFL: 700.000€ / 1.606,70m² = 435,67€/m² 
 
Angebot:       400.000€ / 1.606,70m² = 248,96€/m²45 
 
 
 
Notizen:  sehr gute Lage in Simmering 
  Verwertungsvorteil ggü. Mautner Markhof Projekte (2014) 

Derzeit vermietet ET PKW – Stellplätze auf dem Grundstück (Kontaminierungen) 
  keine Abbruchkosten 
  Nutzflächenaufstellung von Makler hinterfragen 
  Preisvorstellung für gef. Wohnbau noch zu hoch 
 
 

Abbildung 17: Liegenschaftsauswertung, Quelle: Eigene Abbildung 

 

 

 

                                                           

42 vgl. Pech, Michael (2011) S.19f. 
43 Messtechnisch ermittelt durch Messwerkzeug auf http://www.wien.gv.at/flaechenwidmung/public  
44 Studie über Wirtschaftlichkeitsparameter und einen ökonomischen Planungsfaktor für geförderte 

Wohnbauprojekte in Wien, Abzüge für Wandaufbauten, Erschließungswege und sonstige nicht 

verwertbare Flächen 

45 Entspricht den Vorgaben der max. Grundkosten / m² des wohnfonds_wien 
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4.1.3 Kontaktaufnahme Anbieter  

Sollte die Liegenschaftsauswertung positiv abgeschlossen bzw. mit Bedingungen 

verbunden sein, ist jedenfalls eine Interessensbekundung, schriftlich an den 

Anbieter zu richten um ihn über die Beabsichtigung des Erwerbes zu informieren. 

Für Besichtigungen, weitere Unterlagen bzw. Kontaktaufnahmen mit dem 

Verkäufer steht der Makler zur Verfügung. Ob der weitere Kontakt nun über den 

Anbieter oder direkt mit dem Verkäufer zustande kommt ist in jedem Anlassfall 

unterschiedlich und gesondert zu bewerten. Bestandteil ist somit auch das 

Maklergesetz sowie die Immobilienmaklerverordnung in der jeweils geltenden 

Fassung worin die max. Provisionsansprüche geregelt sind. Es liegt jedoch im 

Verhandlungsgeschick des jeweiligen Interessenten, von diesen Regelungen 

abweichende Vereinbarungen zu treffen. 

 

Der Makler hat seine Rechte und Pflichten aus dem Maklervertrag einzuhalten 

und haftet gemäß §3 Maklergesetz aus den Titeln der Interessenwahrung und 

Unterstützung wie folgt: 

• (1) Der Makler hat die Interessen des Auftraggebers redlich und sorgfältig 

zu wahren. Dies gilt auch, wenn er zugleich für den Dritten tätig ist. 

• (2) Der Auftraggeber hat den Makler bei der Ausübung seiner 

Vermittlungstätigkeit redlich zu unterstützen und eine Weitergabe von 

mitgeteilten Geschäftsgelegenheiten zu unterlassen.  

• (3) Makler und Auftraggeber sind verpflichtet, einander die erforderlichen 

Nachrichten zu geben. 

• (4) Bei Verletzung der Pflichten nach den Abs. 1 bis 3 kann 

Schadenersatz verlangt werden. Soweit dem Makler ein 

Provisionsanspruch zusteht, kann der Auftraggeber wegen Verletzung 

wesentlicher Pflichten auch eine Mäßigung nach Maßgabe der durch den 

Pflichtverstoß bedingten geringeren Verdienstlichkeit des Maklers 

verlangen.46  

 

Weiters besteht Haftung gemäß §3 Maklergesetz zur Doppeltätigkeit wie folgt: 

• (1) Der Makler darf ohne ausdrückliche Einwilligung des Auftraggebers 

nicht zugleich für den Dritten tätig werden oder von diesem eine 

                                                           

46 Dorald, Werner (2012): Kodex: Unternehmensrecht des österreichischen Rechts. 45. Auflage, Lexis 

Nexis, Institut für Recht der Wirtschaft Universität Wien 
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Belohnung annehmen, wenn nicht für den betreffenden Geschäftszweig 

ein abweichender Gebrauch besteht.  

• (2) Bei Zuwiderhandeln kann der Auftraggeber vom Makler die 

Herausgabe der unrechtmäßig empfangenen Belohnung und den Ersatz 

des diesen Betrag übersteigenden Schadens verlangen. §3 Abs. 4 zweiter 

Satz bleibt unberührt. 

• (3) Sobald der Makler als Doppelmakler tätig wird, hat er dies beiden 

Auftraggebern mitzuteilen. Diese Mitteilungspflicht entfällt, wenn er den 

Umständen nach annehmen darf, dass seine Doppeltätigkeit den 

Auftraggebern bekannt ist.47 

 

Falls die Liegenschaftsauswertung negativ abgeschlossen wurde oder das 

gegenständliche Immobilien- und Grundstücksangebot bereits als verkauf- oder 

vermietbar bekannt war, sollte innerhalb einer Frist von 5 Tagen der Anbieter 

schriftlich benachrichtigt werden, um die genannte Provisionsregelung 

abzuwenden und selbst Klarheit darüber zu erlangen ob Liegenschaften im laufe 

der Zeit nicht mehrmals angeboten wurden.  

 

4.1.4 Erfassung 

Entscheidend ist die genaue Datenerfassung im organisatorischen System zur 

Vereinheitlichung der Informationen und Aufbereitung zu Auswertungszwecken. 

(siehe auch Akquisitionsliste im Anhang als Muster) 

 

4.1.5 Erstbeurteilung 

In der Erstbeurteilung ist eine Plausibilisierung der Eingangsdaten vorzunehmen. 

 

„Die Plausibilitätskontrolle ist eine Methode, in deren Rahmen ein Wert oder 

allgemein ein Ergebnis überschlagsmäßig daraufhin überprüft wird, ob es 

überhaupt plausibel, also annehmbar, einleuchtend und nachvollziehbar sein 

kann oder nicht.“48 

                                                           

47 Dorald, Werner (2012): Kodex: Unternehmensrecht des österreichischen Rechts. 45. Auflage, Lexis 

Nexis, Institut für Recht der Wirtschaft Universität Wien 
48 Die Plausibilitätskontrolle in URL: de.wikipedia.org zuletzt abgerufen: April 2013 
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4.2 Detailanalyse 

Die zweite Phase der Projektentwicklung beschäftigt sich mit der Detailanalyse 

der Immobilien- und Grundstücksangebote. Ausgehend von den Erkenntnissen 

der Vorauswal, steht nun die Strategiefestlegung, Basisdatenerhebung, eine 

Umfeldanalyse (Erhebung soziale und technische Infrastruktur), eine 

Besichtigung, Baukostenschätzung und eine Basiskalkulation bevor. 

 

4.2.1 Strategiefestlegung 

Ausgehend von den Erkenntnissen der Vorauswal, steht nun die grundsätzliche 

Strategiefestlegung im Vordergrund. Wie schon in den Auswertungen der 

Immobilien- und Grundstücksangebote erwähnt und in der Abbildung 3 

aufgezeigt, teilt sich der Markt in zwei Preissegmente und somit grundsätzlichen 

Projektstrategien, der geförderten und der freifinanzierten Projekte.  

 

Die durch den Grundstücksbeirat gelebte Praxis und somit für den geförderten 

Mietwohnbau relevanten Angebote mit max. 250 €/m² sind einem Anteil von 

15% angeboten worden. Die Immobilien- und Grundstücksangebote welche für 

den freifinanzierten Wohnbau in Frage kommen, waren Lageabhängig mit 500 - 

1.000€/m² und einem Anteil von 50% dokumentiert.  

 

Mit einem Grundkostenanteil von 250 – 290 €/m² liegen weitere 7% der 

Angebote im erweiterten Betrachtungsrahmen der für den Grundstücksbeirat 

gelebte Praxis für den geförderten Eigentumswohnbau, die sich somit auch in der 

Strategiefestlegung der Projektkonzeption widerspiegelt. 
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4.2.2 Basisdatenerhebung - Grundbuch 

Das Grundbuch ist ein von den Bezirksgerichten geführtes öffentliches 

Verzeichnis aller Liegenschaften, in welchem die Rechtsverhältnisse an diesen 

Liegenschaften erfasst sind. Die Grenzen der Liegenschaften und ihre Lage 

werden im Kataster bei den Vermessungsämtern geführt. Die Führung des 

Grundbuches ist daher mit einem funktionierenden Vermessungswesen 

verbunden.49 

Das Grundbuch besteht aus dem Hauptbuch und der Urkundensammlung. Jeder 

Grundbuchskörper ist als ein Ganzes zu behandeln. Sein Umfang kann nur durch 

die grundbücherliche Ab- und Zuschreibung von einzelnen Liegenschaften oder 

Liegenschaftsteilen erfolgen,  die auf Grund von Urkunden (z.B. der Kaufvertrag 

beim Erwerb des Grundeigentums) in der Reihenfolge ihrer Tagebuchzahl (TZ; 

Aktenzahl des Grundbuchs) eingetragen werden. Die Arten der 

grundbücherlichen Eintragungen sind Einverleibungen, Vormerkungen und bloße 

Anmerkungen.50 

 

Seit 1. Mai 2012 müssen Urkunden, speziell die im elektronischen Wege 

übermittelten Urkunden, einwandfrei lesbar und damit zur Aufnahme in die 

Urkundendatenbank geeignet sein.

51
 

 

In der Basisdatenerhebung kann durch eine Onlineabfrage der Adressensuche die 

Katastralgemeinde, Einlagezahl und Grundstücksnummer abgerufen werden. 

 

 

 

Abbildung 18: Katasterplan, Quelle:http://www.wien.gv.at/flaechenwidmung/public 

                                                           

49 Hackl-Miheljak et al. (2004) S. 93 
50 Rechtsvorschrift für Allgemeines Grundbuchsgesetz §1-8 
51 Grundbuch – Bestandteile unter www.ris.bka.gv.at 
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Der über EDV52 abgerufene Auszug aus dem Grundbuch besteht aus drei Teilen 

(„Blättern“): 

• „A-Blatt“ (Gutsbestandsblatt) 

• „B-Blatt“ (Eigentumsblatt) 

• „C-Blatt“ (Lastenblatt) 

 

 

 

Abbildung 19: Beispiel Grundbuchsauszug, Quelle: MEDIX 

 

Das A-Blatt (Gutsbestandsblatt) enthält die genaue Bezeichnung der 

Liegenschaft samt Grundstücken, Flächenausmaß und Benützungsart, weiters 

sind die mit dem Grundstück verbundenen Rechte (Herrschaftsrechte, 

Dienstbarkeiten, etc.) eingetragen und es sind auch Veränderungen der 

Grundstücke ersichtlich (Zuschreibungen oder Abschreibungen infolge von 

Grundstückseinteilungen etc.)53 

                                                           

52 www.bundesdienste.at oder MEDIX 
53 Winfried Kallinger et al. (2011) S.118 
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Das B-Blatt (Eigentumsblatt) zeigt die Eigentumsverhältnisse, Größe seines 

Anteiles (Miteigentum oder Wohnungseigentum) an der Liegenschaft sowie 

bestimmte persönliche Verhältnisse des Eigentümers z.B. Name, Geburtsdatum, 

Adresse. Außerdem zeigt es die Beschränkungen (subjektive 

Verfügungsbeschränkungen), denen der Eigentümer unterworfen ist wie 

Minderjährigkeit, Sachwalterbestellung, Insolvenzeröffnung.54 

 

Im C-Blatt (Lastenblatt) sind die mit dem Eigentum an der Liegenschaft 

verbundenen Belastungen eingetragen wie: 

• Hypotheken (Pfandrechte) 

• Vorkaufs-, Wiederkaufs- und Rückverkaufsrechte 

• Dienstbarkeiten 

• Reallasten 

• Baurechte 

• Wohnrechte 

• Veräußerungs- und Belastungsverbote 

• Eingetragene Bestandsverhältnisse (Miet- oder Pachtverträge)55 

 

Belastungen gehen bei Kauf oder Verkauf grundsätzlich nicht unter, belasten 

daher die neue Eigentümerin. Lässt die Verkäuferin diese Belastungen beim 

Verkauf löschen, spricht man von Lastenfreistellung. In der Urkundensammlung 

der Grundbuchsabteilung des jeweiligen Bezirksgerichtes werden alle Urkunden 

aufbewahrt, die Grundlage für eine Eintragung oder Löschung waren.56 

 

Arten von Eintragungen gem. § 8 GBG: 

• Einverleibung 

• Vormerkung 

• Anmerkung 

 

Die Einverleibung bewirkt den Erwerb, die Übertragung, Beschränkung oder 

Aufhebung der dinglichen Rechte. Einverleibungen können nur aufgrund 

Urkunden bewilligt werden und müssen zu ihrer Gültigkeit vorgeschriebenen 

Form ausgefertigt werden, unter Einhaltung eines gültigen Rechtsgrunds. Die 

Urkunden müssen frei von Mängeln sein und sollten die Urkunden aus mehreren 

                                                           

54 Winfried Kallinger et al. (2011) S.119 
55 Winfried Kallinger et al. (2011) S.119 
56 vgl. Winfried Kallinger et al. (2011) S.118-120 
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Seiten bestehen, so geheftet sein, dass kein Bogen untergeschoben werden 

kann. Die Urkunden müssen weiters die an dem Rechtsgeschäft beteiligten 

Personen, die Angabe des Ortes, des Tages, des Monats und des Jahres der 

Ausfertigung beinhalten. Die Vormerkung dient dazu, einen bedingten 

Rechtserwerb oder Rechtsverlust zu verbüchern (Grundbuchsrang des 

Antragstellers wird gewahrt). 

Die Anmerkung dient dazu, rechtserhebliche Umstände (etwa persönliche 

Umstände etc.) im Grundbuch ersichtlich zu machen oder sie löst 

Rechtswirkungen aus.57 

 

4.2.3 Erhebung soziale und technische Infrastruktur 

Eine gute soziale Infrastruktur und Anbindung an den öffentlichen Verkehr ist 

gegeben, wenn der Bedarf für das tägliche Leben im Umkreis von 500 bis 1000 

m Luftlinie gedeckt werden kann, können Wege wie Einkäufe, Arzt- oder 

Schulbesuch zu Fuß oder mit dem Fahrrad erledigt werden. Autos werden selte-

ner benötigt, das erhöht die Lebensqualität und schont die Luft, weil weniger 

Staub, Lärm und Abgase produziert werden.58 

 

Bei der Erhebung der sozialen und technischen Infrastruktur sind folgende  

Kriterien zu überprüfen und planlich59 nachzuweisen: 

• Haltestelle öffentlicher Verkehr (Bus, U-Bahn, Bahn etc.)  

• Gastronomie (z.B. Restaurant, Kantine)  

• Nahversorger (z.B. Supermärkte, Drogerien, Wochenmärkte, 

Lebensmittelfachgeschäfte)  

• Freizeiteinrichtungen - Sport/Kultur/Sozial (z.B. Tennisplatz, Parks, 

Spielplätze)  

• Kindergarten, Kinderbetreuung, Volksschule  

• Hauptschule, Gymnasium, weiterbildende höhere Schulen (HAK, HTL, 

Universitäten etc.)  

• Medizinische Versorgung (z.B. Ärzte, Apotheken, Krankenhäuser, 

Physiotherapeuten, Heilpraktiker, Labore)  

• Öffentliche Verwaltung (Rathäuser, Ämter, Bürgerservicezentren etc.)  

• Öffentliche Fuß- bzw. Radwegerschließung direkt zum Grundstück 

                                                           

57 Winfried Kallinger et al. (2011) S.120 
58 Kriterienkatalog für Wohngebäude Klima:aktiv, Version 5.0 v. 01.01.2012 
59 Siehe folgende Abbildung 
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Die folgende Abbildung zeigt den zu bearbeitenden Standort und einen Nachweis 

der technischen und sozialen Infrastruktur im Umkreis von 250m. 

 

 

 

Abbildung 20: Bezirksplan, Quelle: http://www.wien.gv.at/stadtplan 

 

Die technische Infrastruktur und Anbindung an die jeweiligen Versorgungsnetze 

sind durch Anfragen an die hierfür zuständigen Magistratsabteilungen und 

Versorgungsunternehmen zu erheben: 

• Wasser (MA 31)60 

Über die MA 31 wird angefragt, an welchen Rohrstrang man sich zunächst 

Anschließen darf 

• Kanalisation (Wien Kanal)61 

Die Entsorgung des Abwassers findet über den nächstgelegen und 

erschlossenen Kanal/ Schacht statt.  

• Fernwärme (Fernwärme Wien)62 

Der Anschluss an die Fernwärme Wien, ist durch eine Überprüfung an das 

primäre Fernwärmenetz durchzuführen.  

• Strom/Gas (Wien Energie)63 

Ist der Anschluss an die Fernwärme Wien möglich, wird auf den Anschluss an 

das Gasnetz verzichtet. Die Stromversorgung durch Wienstrom ist generell 

durch die zahlreichen Leitungen in ganz Wien gewährleistet.   

                                                           

60 Magistratsabteilung 31, Wiener Wasser - 1060 Wien, Grabnergasse 4-6, 1. Stock, Zi. 26 
61 Wien Kanal, WKN - 1030 Wien, Modecenterstraße 14, Block C 
62 Wien Energie Fernwärme, Planarchiv - 1090 Wien Spittelauer Lände 45  
63 Wienstrom GmbH - 1095 Wien Mariannengasse 4-6 
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• Müllentsorgung64 

Die Abholung des Hausmülls wird von der MA 48 der Stadt Wien 

durchgeführt.  

• Telekommunikation65 

Hier sind die verschiedenen Anbieter betreffend Anschluss an das Telefon 

oder an das DSL Netz zu überprüfen. 

 

4.2.4 Besichtigung 

Eine persönliche Vorort Besichtigung zur Einschätzung der Gegebenheiten hilft 

einerseits dabei, die getroffenen Annahmen aus der Detailanalyse zu belegen, als 

auch zukünftige Anforderungen, die an das Grundstück gestellt werden zu 

erkennen. Durch eine geeignete Checkliste kann nach dem Schulnotensystem 

jedes Einzelkriterium beurteilt werden und ein übersichtlicher Vergleich zwischen 

einzelnen Grundstücken erstellt werden. 

 

Gerade bei freifinanzierten Projekten sind umfangreiche Marktstudien und 

Analysen zu erstellen, die je nach Lagekriterien und zeitlichem Faktor zur 

Bestätigung der Kalkulationsansätze dienen. 

 

Inhalt solch eines Beurteilungsbogens66 sind zum einen Größe und Zuschnitt, 

Lage, Umfeld und Einflüsse aus der Nachbarschaft, Bodeneigenschaften, 

Anbindung, Versorgungseinrichtungen im Umfeld, ersichtliche Bauauflagen und 

Erschließungsmöglichkeiten sowie einer Fotodokumentation. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           

64 Magistratsabteilung 48, Abfallwirtschaft, Straßenreinigung und Fuhrpark - 1050 Wien, 

Einsiedlergasse 2 
65 Telekom Austria - A1, UPC, udgl. 
66 vgl. Checkliste Besichtigung s-real 
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Die folgende Abbildung zeigt den zu bearbeitenden Standort und entscheidende 

technische- rechtliche- und wirtschaftliche Risikofaktoren des Bauplatzes die in 

der Besichtigung aufgenommen und bewertet werden müssen. Zu sehen sind 

hierbei der Baumbestand, die Nachbarliegenschaft (Öffnungen in der 

Feuermauer), Stromleitungsführungen, Werbeplakate, usw. 

 

 

 

 

Abbildung 21: Bestandsdokumentation, Quelle: eigene Abbildung 
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4.2.5 Baukostenabschätzung 

Der Kostenrahmen im geförderten Wohnbau wird durch die maximalen 

Gesamtbaukosten festgelegt und ist im freifinanzierten Wohnbau, Markt- und 

Lageabhängig und durch höherwertige Ausstattungsmerkmale gekennzeichnet. 

Unter Kosten sind alle Aufwendungen für Güter, Lieferungen, Leistungen und 

Abgaben, die für die Planung und Ausführung von Baumaßnahmen erforderlich 

sind, zu verstehen. Kostenmanagement bedeutet die Gesamtheit aller 

Maßnahmen der Kostenermittlung, der Kostenkontrolle und der 

Kostensteuerung. Kostenermittlung ist die Vorausberechnung der entstehenden 

Kosten beziehungsweise die Feststellung der tatsächlich entstandenen Kosten.67 

 

Die Kostenermittlung gemäß Ö Norm B 1801-1 erfolgt je nach dem Projektstand 

in unterschiedlichen Genauigkeiten, sozusagen in einem Verfahren der 

Verdichtung nach Maßgabe der im Projektablauf zunehmenden Genauigkeit der 

Unterlagen. Entsprechend dem Projektfortschritt werden daher in den Phasen 

der Projekterrichtung verschiedene Arten der Kostenermittlung unterschieden: 

• Kostenrahmen 

• Kostenschätzung 

• Kostenberechnung 

• Kostenanschlag 

• Kostenfeststellung68 

 

Diese Ö Norm ist anzuwenden für die Ermittlung, Gliederung und Darstellung von 

Kosten für Baumaßnahmen des Hoch- und Tiefbaues in allen Phasen der 

Objekterrichtung, von der Grundlagenermittlung bis zur Inbetriebnahme. Für die 

Anwendung im Hochbau sind sämtliche in dieser Norm angeführten 

Gliederungsarten in allen Detaillierungsgraden geeignet. Die aufgezeigten 

Gliederungsarten einer planungsorientierten Kostengliederung nach Elementen 

und einer ausführungsorientierten Kostengliederung nach Leistungen sind beide 

für die Kostenermittlungen geeignet.69 

 

 

 
                                                           

67 Winfried Kallinger et al. (2011) S.78 
68 Winfried Kallinger et al. (2011) S.79 
69 ÖNORM B 1801-1 
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Das Kostenmanagement ist die Gesamtheit aller Maßnahmen und begleitet 

kontinuierlich alle Phasen der Projektentwicklung, während der Planung und 

Ausführung. Das Kostenmanagement befasst sich systematisch mit den 

Ursachen und Auswirkungen der Kosten.70 

 

Für Wohnprojekte die um Förderung des Landes Wien ansuchen, gelten die 

Regeln des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz – 

WWFSG 1989 wobei sich die angemessenen Gesamtbaukosten wie folgt 

zusammensetzen: 

• Basisbaukosten gemäß § 1 Abs. 1 Neubau VO 2007: € 1.180,- je m2 

Nutzfläche gemäß § 2 Z 9 WWFSG 1989 

• Nicht nachzuweisende Mehrkosten: € 150,- je m2 Nutzfläche gemäß § 2 Z 

9 WWFSG 1989 

• Mehrkosten für Baustellen bis 10.000 m2 förderbare Fläche gemäß § 1 

Abs. 2 Neubau VO 2007: Zuschlag in Höhe von maximal € 300,- je m2 

Nutzfläche gemäß § 2 Z 9 WWFSG 1989 

• Mehrkosten gemäß § 1 Abs. 3 Neubau VO 2007 Zuschläge in Höhe von 

insgesamt maximal € 400,- je m2 Nutzfläche gemäß § 2 Z 9 

WWFSG1989, wobei sich die zu beanspruchenden Mehrkosten zusätzlich 

aufgliedern.71 

 

Die nicht nachzuweisenden Mehrkosten decken die erhöhten Anforderungen 

gemäß § 2 Neubau Verordnung 2007, OIB Richtlinien und Techniknovelle 2007 

der Wiener Bauordnung ab (u.a. betreffend Energiekennzahlen für Wohngebäude 

nach dem 01.01.2009, Brandschutz, Schallschutz, Barrierefreiheit). 

 

Mehrkosten infolge besonderer technischer Erschwernisse auf der zu bebauenden 

Liegenschaft: insgesamt bis zu € 250,- je m2 Nutzfläche, wobei in 

Ausnahmefällen bei Liegenschaften mit außergewöhnlichen technischen 

Erschwernissen eine Überschreitung dieser Grenze möglich ist, Mehrkosten 

infolge besonderer Maßnahmen in den Bereichen Ökologie und Grüngestaltung: 

insgesamt bis zu € 200,- je m2 Nutzfläche, Mehrkosten infolge besonderer 

Maßnahmen in den Bereichen Soziale Nachhaltigkeit, Architektur und 

Wohnqualität: insgesamt bis zu € 150,- je m2 Nutzfläche. Die geltend 

                                                           

70 ÖNORM B 1801-1 
71 Neubau VO 2007 §1 
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gemachten Mehrkosten werden bis zur jeweiligen Obergrenze der 

Mehrkostenbereiche nur anerkannt, wenn sie quantitativ nachgewiesen und mit 

Einzelkosten oder Einheitspreisen unterlegt sind.72 

 

Die folgende Abbildung zeigt die überschlägige Baukostenabschätzung in der 

Detailanalyse für das konkrete Projekt in der  11., Krausegasse 9.  Diese 

Aufstellung ist für geförderte Wohnbauprojekte durch eine detaillierte 

Mehrkostenaufstellung zu ergänzen und im Datenblatt beim wohnfonds_wien 

einzureichen.  

 

max. Kosten ang. Kosten

0 Basisbetrag 1180 1180

0 Kleinbaustelle 300 275

1 technische Maßnahmen: 300 262
a Fundierung, Grundwassersituation etc.  262

2 Ökologische Maßnahmen: 250 100
a1 Verring.Energie(Passivhaus) 100 0
a2 Niedrigstenergiehaus 40 25
a3 Lüftung mit Wärmerückgewinnung 20 0
b Fernwärmeanschluss 15 15
c Einsatz erneuerbarer Energieträger 30 0

d
Maßnahmen Ressourcenreduzierung: Trinkwasserbedarf, 

Energiebedarf [Strom, Gas] 20 10
e Umweltfreundliche Baustellenabwicklung 30 0
f Ökolog. Bauweise mit Langzeitwert 25 25
g Maßnahmen Reduktion BK oder Instandhaltung 20 20
h Maßnahmen Vermeidung sommerl. Überwärmung 10 5
4 Architektur + Gestaltung 150 75

a
Allgemeinflächen über Mindeststandards, Ausbildung von 

Kommunikationszonen im Bereich Erschließung 40 30
b Erhöhung Grundrissflexibilität 40 25
c Maßnahmen für best. Zielgruppen 40 10

d
Maßnahmen Verbesserung Wohnqualität - Emissionen, 

Verbesserung Mikroklima 20 10
e Künstlerische Ausgestaltung - Identitätsstiftung 10
5 Umbauten, Revitalisierung 0 0
6 Marketing 10 10,00
7 Heimspezifische Maßnahmen 90 0

Summe € 1.902,00

2.000.000                                                                     0,50%
4.000.000                                                                     0,40%
7.000.000                                                                     0,35%

14.000.000                                                                   0,30%
72.000.000                                                                   0,25%  

 

Abbildung 22: Kalkulation der max. Gesamtbaukosten, Quelle: Eigene Abbildung73 

                                                           

72 Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz – WWFSG 1989 
73 Grundlagen aus der Dienstanweisung der MA25 für das Datenblatt des wohnfonds_wien, die für die 

vorliegende Masterthese überarbeitet und angepasst wurden 
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Die hier ermittelten Gesamtbaukosten im Sinne des WWFSG 1989 beinhalten: 

• die Kosten der Errichtung von Wohnungen, Wohnhäusern, Heimen, 

Eigenheimen und Kleingartenwohnhäusern, die Kosten der Errichtung von 

Geschäftsräumen sowie die Kosten von Marketingmaßnahmen, 

• die Kosten der Errichtung von der gemeinsamen Benützung der Bewohner 

dienenden Gebäudeteilen und Anlagen, 

• die Kosten der Errichtung der im Hinblick auf die Anzahl der geförderten 

Wohnungen (Geschäftsräume) gesetzlich vorgeschriebenen Einstellplätze 

(Garagen) und Abstellplätze für Kraftfahrzeuge sowie in begründeten 

Fällen die Kosten der Errichtung weiterer Einstell- und Abstellplätze, 

jedoch nur bis zur Hälfte der für die geförderten Wohnungen gesetzlich 

vorgeschriebenen Anzahl, 

• die Kosten der Herstellung des Gehsteiges, 

• die Anschlussgebühren und Aufschließungskosten der Baugrundstücke, 

• die Kosten von Infrastrukturmaßnahmen, wobei keine anteilige 

Überwälzung gemäß erfolgt, 

• die Kosten der Errichtung von dem Zivilschutz dienenden Anlagen, sofern 

besondere gesetzliche Vorschriften für solche Anlagen bestehen und 

diesen Vorschriften entsprochen wird, und 

• die Kosten besonderer Einrichtungen zur Verringerung des 

Energieeinsatzes, zur Nutzung umweltschonender Energieformen sowie 

zur Verringerung des Trinkwasserbedarfes.74
 

 

Zu den Gesamtbaukosten gehört auch die Umsatzsteuer, soweit sie nicht als 

Vorsteuer (§ 12 des Umsatzsteuergesetzes) abgezogen werden kann. Die für die 

Errichtung von Wohnhäusern, Wohnungen und Heimen angemessenen 

Gesamtbaukosten je Quadratmeter Nutzfläche sind unter Berücksichtigung einer 

normalen Ausstattung gemäß § 3 durch Verordnung der Landesregierung 

festzusetzen. Dabei ist auf Lage, Größe und Art des Gebäudes Rücksicht zu 

nehmen. Eine Überschreitung dieser angemessenen Gesamtbaukosten ist im 

Einzelfall zulässig, wird aber in der Förderung nur dann berücksichtigt, wenn sie 

durch Aufwendungen auf Grund des Denkmalschutzgesetzes bedingt ist und 

soweit diese nicht durch Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln abgegolten 

werden.
75 

                                                           

74 Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz – WWFSG 1989 §4(1) 
75 Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz – WWFSG 1989 §4(2) (3) 
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4.2.6 Basiskalkulation 

Die Kalkulation der Grundstückskosten erfolgt durch den Ansatz des ermittelten 

Ankaufswert (Kaufpreis) aus der Detailanalyse der und anteiligen 

Finanzierungsnebenkosten und in weiterer folge den Grundnebenkosten. 

 

 

Grundstückskosten - Kalkulation

Liegenschaft: 11., Krausegasse 9
Datum: 27.07.2007

KG: 1107 Kaufvertrag vom: 2008

Grundstückfläche m2: 672 Vergabe/Verkauf ab: 2010
Förderbare NZFL m2: 1.607
freifinanzierte NZFL m²: 0 Bezug am 2011

Summe 1.607 Miete/ Kauf/WE-Vertrag Miete

I. Kaufpreis

Angebot vom: € 400.000
€ 249 /m² NZFL

II. Verzinsung (anstatt VPI-Aufwertung)
Jahre Zinssatz

a. Eigenmittelzinsen (lt. Staffel): 3 2,80% € 34.550
b. Fremdmittelzinsen € 0

III. Grundstücknebenkosten € 74.200

= SUMME/Grundkosten gem. § 2 ERVO € 508.750

IV. Aufschließungskosten gem. § 3 ERVO

V. Rücklagenkomponente gem. § 16 ERVO: € 0
(bei Wohnungseigentum - 2 % von Summe I-III)

VI. Fixpreis-Pauschale gem. § 76 GebRLVO (3% v. Gk+Bk) € 0

=GESAMTKOSTEN/Preis gem § 15 WGG € 508.750

 

 

Abbildung 23: Kalkulation Grundstückskosten, Quelle: eigene Abbildung76 

 

 

 

 

 

 

                                                           

76 eine mögliche Variante der Kalkulation der Grundstückskosten, Grundlagen des ÖSW, die für die 

vorliegende Masterthese überarbeitet und angepasst wurden 
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Die Kalkulation der Grundstückskosten beinhaltet die wesentlichen Nebenkosten 

wie, die Grunderwerbsteuer77 vom Wert der Gegenleistung mit 3,5 %, der 

Grundbuchseintragungsgebühr im Eigentumsrecht mit 1,1 % und die Kosten der 

Vertragserrichtung und grundbücherlichen Durchführung nach Vereinbarung im 

Rahmen der Tarifordnung des jeweiligen Urkundenerrichters. 

 

 

Vorprüfung Kaufpreis 27.07.2007

Liegenschaft: 11., Krausegasse 9
Gesamt Miete Eigentum

Nutzfläche (gem.§ 2 Zi.9 WWFSG 1989) 1.607 m² 1.607 m² 0 m²
Nutzfläche abzüglich der Reserve 1% 1.591 m² 1.591 m² 0 m²
Fertigteizuschlag 1% 16 m² 16 m² 0 m²
Terrassen u. Balkone 0 m² 0 m² 0 m²
Nutzfläche (gem NbVO 2007) 1.607 m² 1.607 m² 0 m²
Kaufpreis € 400.000 € 396.000 € 0
KP/m² NZFL € 249 € 249 0
Verhältnis NZFL 100% 100% 0%
Verhältnis KP 100% 99% 0%

ad III. Grundstücknebenkosten
des KP

3.1. Grest 3,50% € 14.000 € 13.860 € 0
3.2. Eintrag. Geb. Eigent.r. 1,10% € 4.400 € 4.356 € 0
3.3. Kreditgebühr 0,00% € 0 € 0 € 0
3.4. Eintrag. Geb. Pfandr. 1,20% € 4.800 € 4.752 € 0
3.5. Makler 0,00% € 0 € 0 € 0
3.6. Notar (KV+Treuh.) 0,00% € 0 € 0 € 0
3.7. kalk. NK 1,50% € 6.000 € 5.940 € 0
3.8. Geometer 1,25% € 5.000 € 4.950 € 0
3.9. Bodengutachter 1,25% € 5.000 € 4.950 € 0
3.10. Baumschutz 1090/ Ersatzpfl. 0,00% € 0 € 0 € 0
3.11. Abbruch 0,00% € 0 € 0 € 0
3.12. Kontaminierung 6,25% € 25.000 € 24.750 € 0
3.13. Abtretungsverpflichtungen 0,00% € 0 € 0 € 0
3.14. sonst. GNK 2,50% € 10.000 € 9.900 € 0
3.15. Ust (nur Eigentum) 2,00% € 0 € 0 € 0

3.16.     Summe Nebenkosten der GIK € 74.200 € 73.458 € 0
3.17. Finanzierung € 0 € 0 € 0
3.18. Rücklage 2% € 0 € 0 € 0
3.19. Fixpreiszuschlag 3% € 0 € 0 € 0
3.20. DB Developer 0% € 0 € 0 € 0
Grundkosten gesamt 5% € 474.200 € 469.458 € 0
GK / m² NZFL € 295 € 292 € 0
NK in % d. KP (bis 35% mögl.) 19% 19% 0%

nach Verhältnis KP

 

 

Abbildung 24: Kalkulation Grundstücksnebenkosten, Quelle: eigene Abbildung78 

 

 

 

                                                           

77 Ermäßigung oder Befreiung in Sonderfällen möglich 
78 eine mögliche Variante der Kalkulation der Grundstückskosten, Grundlagen des ÖSW, die für die 

vorliegende Masterthese überarbeitet und angepasst wurden 
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4.2.7 Genehmigung 

Die Einholung der gegebenenfalls erforderlichen Genehmigungen sind abhängig 

von der Unternehmensstruktur. Nach positiven internen Abstimmungen mit der 

Verwertung erfolgt die Angebotslegung an den Anbieter. 

 

4.2.8 Angebotslegung 

In dieser Phase ist die Sicherung des Grundstücks entscheidend. Ein 

Kaufangebot der Käuferin an die Verkäuferin bietet eine Verpflichtung zur 

Einhaltung der darin getroffenen Vereinbarungen bis zum festgesetzten Stichtag 

an das beide Vertragsparteien gebunden sind und das Angebot zur erweiterten 

Projektverdichtung „vom Markt genommen wird“. 

 

Eine weitere Option zur Sicherung des Grundstücks wäre die Legung eines 

Verkaufsanbot der Käuferin an die Verkäuferin. Wobei hierbei eine einseitige 

Verpflichtung zur Einhaltung der durch die Verkäuferin gewünschten 

Bedingungen an einen Interessenten bis zu einem festgelegten Zeitpunkt im 

Vordergrund steht. 

Diese Art der Vereinbarung schafft die Möglichkeit ein Grundstück „vom Markt“ 

zu nehmen indem sich die Verkäuferin verpflichtet, das Grundstück nicht weiter 

anzubieten. Der Käuferin wiederum, steht somit eine gesicherte Frist zu, die 

Liegenschaft weiter zu prüfen und in die nächste Phase der Projektverdichtung 

zu gehen. 

 

Es ist in beiden Fällen darauf hinzuweisen das der genannte Kaufpreis, auf der 

Grundlage einer Liegenschaftsauswertung berechnet wurde. Diese geht von einer 

oberirdischen verkauf- oder vermietbaren Nettowohnnutzfläche (also ohne 

Stiegenhäuser, Keller-, Technik oder sonstigen Allgemeinräumen) von 1.606,70 

m² aus.  

 

Sollten bereits früh die Kaufpreisverhandlungen mit der Verkäuferin schwierig 

verlaufen, kann eine zusätzliche Vereinbarung zur Nachbesserung des 

Kaufpreises in folge von Mehrflächen getroffen werden, wie im vorgenannten 

Muster Kaufangebot dargestellt. 

 

Nach Baufertigstellung und Vorliegen der Bestandspläne sowie der nach der 

Wiener Wohnbauförderung vorgeschriebenen Flächenprüfung durch die MA 25 
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kann sich herausstellen, dass letztendlich gemäß diesem Flächenprüfungsbericht  

der MA 25 doch eine größere Nettowohnnutzfläche errichtet werden konnte, so 

hat die Käuferin die Verkäuferin hierüber umgehend zu verständigen und ihr 

unter Offenlegung der Bestandspläne und der Flächenprüfung der MA 25 eine 

Nachzahlung zu leisten. 

 

Für das gewählte Grundstück in 11., Krausegasse 11 kann aus den Ergebnissen 

der Detailanalyse somit folgendes Kaufangebot gelegt werden: 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Wir beziehen  uns auf Ihr Anbot vom …………… und erlauben uns für die oben genannte 

Liegenschaft folgendes Kaufanbot zu unterbreiten. 

 

Nachdem die Liegenschaft derzeit keine für uns adäquate Flächenwidmung besitzt und 

darüber hinaus mit einer Bausperre belegt ist – eine Wohnbaubebauung ist für uns 

erforderlich-, wir aber auch informiert sind, dass im Zuge eines derzeit durchgeführten 

Widmungsverfahrens eine Wohnbebauung möglich wird, bieten wir Ihnen an: 

 

Die völlig lastenfreie Liegenschaft (insbesondere frei von  Mietverhältnissen, Geldlasten 

uns sonstiger Rechte Dritter) sowie frei von Kontaminierungen, um den Betrag von 

 

€ ………. (in Worten: ……………………..) je m² Netto Wohnnutzfläche, wertgesichert 

(berechnet nach den Richtlinien des WWF, durchgeführt und geprüft von der MA 25 der 

Gemeinde Wien gemäß einer rechtsgültigen für Wohnbau geeigneten Flächenwidmung) 

von uns oder von einem von uns namhaft gemachten Dritten zu erwerben. Zur 

Abwicklung könnten wir uns vorstellen, dass wir oder ein Dritter jetzt die Liegenschaft 

um 

 

€ ……….. (………………………) (……………………………………………..) 

Erwerben und im Kaufvertrag eine Besserungsklausel vorgesehen wird, um den 

tatsächlichen Kaufpreis = tatsächlich erzielbare Nettonutzfläche x € ……,- wertgesichert 

nach VPI, ermittelt und der Differenzbetrag ausbezahlt wird.  

 

 

Hochachtungsvoll, 

……… 

 

Abbildung 25: Muster Kaufangebot, Quelle: eigene Abbildung 
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4.3 Projektverdichtung  

Die dritte Phase der Projektentwicklung beschäftigt sich mit der 

Projektverdichtung, nachdem das Kaufangebot an den Eigentümer gelegt und 

durch diesen angenommen wurde. Die folgenden Schritte sind Vorbereitungen 

für den Kauf und die Übernahme des Grundstücks. Hierfür sind zusätzliche 

Beauftragungen von Konsulenten wie den Architekten, zur Erstellung einer 

Bebauungsstudie, einen Geometer, den Bodengutachter und Rechtsberater 

erforderlich. 

 

4.3.1 Bebauungsstudie 

Die Bebauungsstudie  ist dem eigentlichen  Vorentwurf anzugleichen wobei die 

Analyse der Grundlagen und Klärung der Rahmenbedingungen durch den 

Architekten zu überprüfen sind. Die Erarbeitung des grundsätzlichen 

Lösungsvorschlages auf Basis der vom Bauherrn bekannt gegebenen 

Planungsgrundlagen (Lage- und Höhenplan, Aufmasspläne des Bestandes, 

rechtliche Festlegungen bzw. Bebauungsbestimmungen, Raum- und 

Funktionsprogramm) sind erforderlich. Einschließlich Untersuchung alternativer 

Lösungsmöglichkeiten und deren Bewertung, mit zeichnerischer Darstellung in 

der Regel M 1:200, einschließlich aller Besprechungsskizzen.79 

 

 

 

Abbildung 26: Bebauungsstudie des Architekten, Quelle: Mikado80  

                                                           

79 Honorarordnung für Architekten HOA-A (2002) §3(1) 
80 Mangl, Andreas (2010) folgende Projektkonzeption 11., Krausegasse 9  
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Der Entwurf als Grundlage für die Einreichung beim wohnfonds_wien zur 

Erlangung einer Förderungsempfehlung geht darüber hinaus und ergänzt durch 

die Durcharbeitung des grundsätzlichen Lösungsvorschlages der Bauaufgabe 

aufgrund des genehmigten Vorentwurfes unter Berücksichtigung der daraus 

ermittelten Rahmenbedingungen. 

Die zeichnerische Darstellung des Gesamtentwurfes in solcher Durcharbeitung, 

dass dieser ohne grundsätzliche Änderung als Grundlage für die weiteren 

Teilleistungen dienen kann, in der Regel Grundrisse, Ansichten und Schnitte M 

1:100 sowie eine Objektbeschreibung mit Erläuterungen und einer 

Kostenberechnung (z.B. nach vorgenannter ÖNORM B1801-1).81 

 

Einreichungen für den Grundstücksbeirat82 sind an die entsprechende 

Geschäftsstelle zu richten. Alle zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen sind in 

schriftlicher Form abzugeben. 

Wichtig zu beachten ist, dass diese vorgelegten Planungen, Angaben und 

Kalkulationen verbindlich sind. Abweichungen von einem zur Förderung 

empfohlenen Projekt sind der Geschäftsstelle mitzuteilen und bedürfen einer 

ausdrücklichen Zustimmung.83 

Die Einreichunterlagen84 für Grundstücksbeirats Projekte beinhalten 

Planunterlagen bestehend aus A3 Mappen, Präsentationstafeln, dem Datenblatt 

und sonstigen Unterlagen. 

 

Weiters ist es erforderlich das Projekt neben den Anforderungen an die 

Architektur auch mit den Kriterien wie Ökologie, Ökonomie und der Sozialen 

Nachhaltigkeit abzustimmen. Diese werden in weiterer Folge zuerst gemäß den 

Vorgaben des wohnfonds_wien dargestellt und anschließend anhand des Projekts 

erläutert. 

 

Kriterien der Architektur 

Städtebau-, Architektur-, Wohn- und Freiraumqualität sind mit den Bedürfnissen 

der Bewohner/Innen in Einklang zu bringen. Erwartet werden zeitgemäße und 

integrierte Konzepte, die sich schnelllebigen Moden entziehen und die den 

                                                           

81 Honorarordnung für Architekten HOA-A (2002) §3(2) 
82 wohnfonds_wien - Fonds für Wohnbau und Stadterneuerung 8., Lenaugasse 10 
83 http://www.wohnfonds.wien.at 
84 Eine detaillierte Liste der Einreichunterlagen ist unter über den wohnfonds_wien unter   

http://www.wohnfonds.wien.at/download/lgs/Liste_Einreichunterlagen1.xls zu beziehen.   
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Wohnbau mit neuen Impulsen versehen. Die Qualität des Wohnungsbaus ist 

auch immer eine Frage der Beziehung zwischen dem Gebäude und dem 

Stadtraum, zwischen der Wohnung und dem Wohnumfeld. Neue Lebensmodelle 

können damit auch zur Herausforderung für eine „andere“, eine „besondere“ 

Wohnbauarchitektur werden.85 

 

Die besondere Herausforderung des Grundstückes liegt in der Orientierung. 

Durch die Schließung der Baulücke ergeben sich zwei Fassaden wovon die 

Straßenfassade exakt nach Süden und die Gartenfassade nach Norden orientiert 

sind. Der verbleibende Gartenanteil ist relativ klein, das Grundstück schließt an 

der Nordseite an den Grünraum eines zukünftig entstehenden 

Stadterweiterungsgebietes an. Alle Wohneinheiten werden über einen Anteil an 

sonnigen Räumen und einem Anteil an ruhigen (von der Straße abgewandten) 

Räumen verfügen. Angestrebt wird eine Orientierung der Wohnküchen zur 

Sonne, eine vorgelagerte und durchgehende Balkonzone wird zur Begrünung der 

Fassade animieren und so eine Pufferschicht zur Straße hin schaffen. 

Die Schlafräume in den Regelgeschoßen werden alle zum Garten hin orientiert 

und eine gute Durchlüftungsmöglichkeit wird für alle Wohnungen möglich sein. 

Für die Wohnungen im Erdgeschoß und im Dachgeschoß werden 

Maisonettwohnungen angestrebt. 

Über ein zentrales Stiegenhaus können pro Geschoß jeweils vier Wohnungen 

erschlossen werden. Um für alle Wohnungen eine Durchlüftungsmöglichkeit zu 

schaffen sind die mittleren Wohneinheiten zu den außen liegenden 

Wohneinheiten hin höhenversetzt. Durch diesen Versatz können die außen 

liegenden Wohnungen über einen offenen Laubengang, an den mittleren 

Wohnungen vorbei, erschlossen werden. Dadurch kann die 

Brandschutzanforderung für, zum Gang hin, öffenbaren Fenstern (mind. 1,50m 

Parapethöhe) erfüllt werden und mit 1,80m Parapethöhe kann die Einsicht in das 

an den Gang angrenzende Zimmer verhindert werden. 

Die großzügigen Wohnküchen werden konsequent nach Süden und damit zur 

Straße hin orientiert. Mit durchgehenden Balkonbändern wird eine Pufferzone 

zwischen den Wohnräumen und der Straße geschaffen, durch die großzügigen 

Verglasungen und Türöffnungen ist diese Zone eine räumliche Erweiterung zu 

den Wohnräumen. Parapete in Sitzhöhe mit Sitzbrettern ausgestattet 

ermöglichen den bequemen Aufenthalt auf knappem Raum. 

                                                           

85 Kriterien der 4 Säulen des wohnfonds_wien, Architektur 
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Die Schlafräume in den Regelgeschoßen werden konsequent von der Straße weg 

zum Garten orientiert. Raumbreite, horizontale Fensterbänder ermöglichen einen 

weiten Blick hin zum neu entstehenden Stadterweiterungsgebiet mit den 

großzügigen Grünräumen. 

Die zwei Maisonettwohnungen werden vom Erdgeschoß aus erschlossen, die 

Zweigeschossigkeit zum Garten hin ermöglicht eine größere Distanz zu den 

darüber liegenden Nachbarn. Die Wohnzimmer erstrecken sich über zwei 

Geschoße und verfügen damit über einen besonnten Anteil nach Süden und 

einen zum Garten hin orientierten Anteil mit direktem Ausgang zur 

Gartenterrasse. 

 

Kriterien der Ökologie 

Schwerpunkte sind die weitere Verbesserung energetischer Standards, der 

Einsatz erneuerbarer Energien und die Minimierung von Stoffströmen und 

Emissionen in der Herstellung von Wohngebäuden. Zugleich werden 

Behaglichkeit und „Wohngesundheit“ weiter gesteigert. Der Wohnbau wird dazu 

beitragen, umweltbewusste Lebensstile zu fördern („Freizeit zu Hause“, 

Nachbarschaftskontakte, Sanfte Mobilität). Geförderter Wohnbau ist eingebettet 

in ein stadträumlich wirksames Netz von Grün- und Freiräumen. Die Gestaltung 

und Ausstattung von Grün- und Freiräumen entspricht zeitgemäßen, 

ästhetischen, technischen und ökologischen Kriterien sowie auch 

stadtstrukturellen Bezügen. Ein wesentliches Kriterium ist die Nutzungsqualität 

der Freiräume unter Berücksichtigung der Bedürfnisse verschiedener 

Nutzergruppen.86 

 

Die Erfassung des zukünftigen Nutzerverhaltens als gesamtheitliche Reaktion vor 

dem Hintergrund gegenwärtiger Entwicklungen im Wohnungsbau führt zur 

Umsetzung grundsätzlicher Themen wie die Optimierung von 

Tragwerksstrukturen für maximale Grundrissfreiheit mit gleichzeitiger 

Minimierung edler Rohstoffe, wie Decken-, Wand- und Unterzugsstärken auf das 

notwendige Ausmaß sowie die Nutzungstauglichkeit hinsichtlich flexibler 

Möblierung und Ausstattung für gegenwärtigen und zukünftigen Bedarf. Ziel ist 

die Errichtung eines Gebäudes, das auf Lebensdauer ausreichende 

Adaptionsmöglichkeiten für den individuellen Wohnbedarf sowohl der einzelnen 

Einheiten, als auch einzelner Geschoßzonen und Gebäudeteile ermöglicht. 

                                                           

86 Kriterien der 4 Säulen des wohnfonds_wien, Ökologie 
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Mit der Umsetzung der Kriterien eines Klima:Aktiv Hauses werden die 

gegenwärtigen und zukünftigen Aspekte zur Erhaltung städtischen Lebensraumes 

berücksichtigt und tragen den gegenwärtigen Gesichtspunkten Rechnung.  

Im Besonderen wird dabei auf die Reduktion des Heizwärmebedarfes, die 

Vermeidung von Energieverlusten von Haustechnikleitungen durch erhöhte 

Dämmung, den Entfall von PVC-Materialien bei allen Bau- und 

Ausstattungsprodukten sowie ein umweltschonendes Chemikalienmanagement 

bei der Bauausführung Wert gelegt.  

 

Ziel ist es ein verbessertes Raumklima für die Bewohner/Innen ab Erstbezug 

sowie gute gesundheitliche Rahmenbedingungen für das Errichtungspersonal zu 

schaffen. Individuelle Messbarkeit gibt dem Endverbraucher regelmäßige 

Kontrollmöglichkeit über die zugeordneten, eigenen Energieaufwendungen und 

ermöglicht die Eigenverantwortlichkeit hinsichtlich Energieverbrauches. 

Zur Unterstützung sozialer Aspekte der Nachbarschaftspflege muss besonders 

Augenmerk auf einen witterungsunabhängigen Gemeinschaftsraum mit 

zugeordneten Gemeinschafts-Freiflächen gelegt werden. 

 

Kriterien der Ökonomie 

Grundanforderung des geförderten Wohnbaus ist die Leistbarkeit von Wohnraum 

für die Nutzer/Innen sicherzustellen. Durch den Einsatz öffentlicher 

Förderungsmittel haben Einstiegskosten, laufende Kosten und die vertragliche 

Gestaltung der Miet- und Kaufverträge in der Beurteilung Priorität. Zielsetzung 

der ökonomischen Beurteilungskriterien ist ein effizienter und optimaler 

Mitteleinsatz entsprechend der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 

Zweckmäßigkeit sowohl hinsichtlich Investitions- als auch Folgekosten im Sinne 

einer umfassenden Nachhaltigkeit.87 

 

Grundsätzlich kann durch die optimale Ausnutzung des Bauplatzes mit nur einem 

Stiegenhaus und durch Erschließungsverzicht des obersten Geschosses mit Hilfe 

von Maisonette-Typen die Grund- und Baukostenanteile je m² Wohnnutzfläche 

sehr gering gehalten werden. Die Herstellungs- und Ausbaukosten des gesamten 

Gebäudes und der Freiflächen werden hinsichtlich Errichtung und Erhaltung 

optimiert. 

                                                           

87 Kriterien der 4 Säulen des wohnfonds_wien, Ökonomie 
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Die Festlegung der Grundrisszuschnitte für die Standardtypen unter 

Bedachtnahme größtmöglicher Nutzungsflexibilität durch teilweise 

Austauschbarkeit von Raumzuordnungen wurde unter Berücksichtigung der 

WWFSG Novelle 2007 getroffen. 

Die Datenblätter sind gemäß WWFSG 1989 Neubaunovelle 2007 

Dienstanweisung 03/2007 MA 25 — zu AL/2003/2007-3 zu berechnen. Alle 

geforderten zusätzlichen Aufstellungen hinsichtlich vorhersehbarer Erschwernisse 

etc. sind enthalten. Das nunmehr mögliche Zuteilen von im Verband liegender 

Terrassenflächen zur Nutzfläche gemäß WWFSG Novelle 2007 wurde teilweise in 

Anspruch genommen. 

 

Kriterien der Soziale Nachhaltigkeit 

Geförderter Wohnraum wird unterschiedlichen Nutzungen, Nutzer/Innengruppen 

und Wohnformen durch vielfältig nutzbare Grundrisse, Erschließungs- und 

Gemeinschaftsflächen und Außenbereiche entsprechen. Auf Alltagstauglichkeit 

und Reduktion der Errichtungs- und Bewirtschaftungskosten durch geeignete 

Planung wird geachtet. Soziale Durchmischung, Mitbestimmungskonzepte, 

Hausorganisation, identitätsstiftende Maßnahmen und Vernetzung mit sozialer 

Infrastruktur sollen gestärkt werden.88 

 

Da die Erdgeschoßzone straßenseitig für Wohnzwecke nicht geeignet ist gibt es 

nur Räume von hauptsächlich im 1.Obergeschoß gelegenen Maisonettwohnungen 

mit einem dazugehörigen Gartenanteil. Die separate Erschließung dieser 

Einheiten gibt diesen Wohneinheiten einen Einfamilienhaus ähnlichen Charakter. 

Durch die im Erdgeschoß angeordneten Einlagerungsräume werden angstfreie 

(frauenfreundlich) und gut erreichbare Kellerabteile geschaffen. Weiters gibt es 

im Erdgeschoß einen Gemeinschaftraum mit Sanitärbereich und Küche sowie 

einem vorgelagerten Spielplatz. 

 

Einbindung unterschiedlicher Wohnformen 

In Entgegenwirkung der steigenden Wohnkosten, werden kompakte 

Wohneinheiten entwickelt. Ein B-Typ mit knapp 50m2, der als Single-Haushalt 

eine leistbare Miete erwarten lässt bzw. als Start-Up Wohnung für ein junges 

Paar dienen kann. Ein kompakter C-Typ für eine Jungfamilie mit dem ersten Kind 

mit knapp 63m2 sowie ein etwas geräumigerer C-Typ mit 72m2. Für eine 

                                                           

88 Kriterien der 4 Säulen des wohnfonds_wien, Soziale Nachhaltigkeit 
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vierköpfige Familie stehen Wohneinheiten mit 90m2 zur Verfügung. Ein 

Schaltzimmer zwischen einer B-Typ und einer C-Typ Wohnung ermöglicht die 

wechselweise Zuordnung auch zu einem späteren Zeitpunkt. 

Die Anordnung der Sanitäreinheiten lässt im Bedarfsfall eine Adaptierung mit 

geringen Mitteln zu einer behindertentauglichen Wohneinheit zu.  

Zur Nachhaltigkeit wird auch hinsichtlich der Materialienwahl und 

Ausstattungsfestlegungen Rechnung getragen. Das Oberflächenangebot wird auf 

Basis qualitativer Merkmale und unter besonderer Berücksichtigung der 

Erhaltungskosten ausgewählt. Langfristig bewitterungsfähige Oberflächen im 

Außenbereich, Absturzsicherungen mit geringer Wartungsintensität, einfache 

technische Detaillösungen halten die Wartungsintervalle auf 

Gebäudelebensdauer gering und sind leicht adaptierbar. 

 

4.3.2 Baukostenberechnung 

Durch eine Kostenschätzung und die Einholung von kostenrelevanten 

Schlüsselgewerken kann eine erste Kalkulation erfolgen. Eine vertiefte 

Kalkulation kann ggf. auch durch Einholung von Generalunternehmerangeboten 

abgesichert werden um dadurch zusätzliche Optimierungsansätze in den 

Baukosten zu erzielen und neben der bisherigen Betrachtung der 

Kostenermittlung, eine Reflektion des aktuellen Marktes bieten. 

 

Zur Durchführung der folgenden Arbeiten, der Grenzvermessung und der 

Baugrunduntersuchungen kann es vorteilhaft sein, bereits früh Angebote zum 

Abbruch des vorhandenen Altbestandes einzuholen. Diese Kosten können 

entweder dem Generalunternehmer im Gesamtauftrag übertragen werden oder 

als Vorleistungen in der Bauvorbereitung durch den Bauherren selbst 

übernommen werden. Hierfür ist eine detaillierte Ausschreibung anzufertigen 

und eine persönliche Besichtigung zu empfehlen.  

Zu Beauftragen sind, der Gesamtabbruch der oberirdischen Gebäude, Fußböden, 

Fundamente, Einfriedungen und der befestigten Flächen (Beton-, Pflaster-, 

Asphaltflächen udgl.)  bis zum gewachsener Boden inkl. Entfernung von 

Sträuchern. Die Entrümpelung und Entsorgung von Einrichtungsgegenständen 

und Sperrmüll. Sämtliches Abbruchmaterial ist zu sortieren, verladen und 

ordnungsgemäß zu entsorgen. Probeschürfe sind je nach Projektskonzeption in 

den erforderlichen Tiefen und in erforderlicher Anzahl herzustellen. 

Es sollte darauf hingewiesen werden das Kriegsmaterial und andere einer 

gesonderten Entsorgung bedürfenden Materialien vorgefunden werden können.  
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Die Abbruchanzeige, -genehmigung und erforderliche Behördenabstimmungen 

erfolgen entweder durch den Bauträger selbst oder durch den beauftragten 

Architekten oder der beauftragten Abbruchfirma. Eine Beweissicherung hat durch 

eine dazu befugte Firma vor Beginn und nach Beendigung der Arbeiten 

selbstständig und nachweislich zu erfolgen. Die Medientrennungen (Gas, Strom, 

Wasser, Telekom, udgl.) und Abstimmungen mit Versorgungsunternehmen ist 

durchzuführen und durch die Auftragnehmerin vor Beginn der Arbeiten 

selbstständig zu überprüfen. 

 

Für einen ev. zu entfernenden Baumbestand ist ein Ansuchen über die MA 42 an 

das jeweilige magistratische Bezirksamt zu richten und um einen Rodungsantrag 

anzusuchen. 

 

Unter den geschützten Baumbestand fallen alle Laub- und Nadelhölzer mit einem 

Stammumfang mit mind. 40cm, gemessen in einem Meter Höhe vom Beginn der 

Wurzelverzweigung.  

 

Ausgenommen sind: 

• Wälder im Sinne der forstrechtlichen Bestimmungen 

• Bäume, die in Baumschulen oder Gärtnereien der Erreichung des 

Betriebszweckes dienen 

• Obstbäume 

• Bäume, die auf Grund von Anordnungen der Wasserrechtsbehörden zur 

Instandhaltung der Gewässer und des Überschwemmungsgebietes, zum 

Schutz von Wasserversorgungsanlagen und im Zuge bewilligter 

Wasserbauvorhaben entfernt werden 

• Bäume, deren Entfernung durch die landwirtschaftlichen 

Produktionszwecke geboten ist 

• Bäume, die in Kleingartenanlagen stocken89 

 

Das Ausmaß der Ersatzpflanzung bestimmt sich derart, dass pro angefangenen 

15cm Stammumfang des zu entfernenden Baumes, ein Ersatzbaum mittlerer 

Baumschulenqualität (8-15cm Stammumfang) auf dem betreffenden Grundstück 

oder innerhalb eines Radius von 300m zu pflanzen ist.90 

                                                           

89 vgl. Ausgleichsabgabe nach dem Wiener Baumschutzgesetz in URL: http://www.wien.gv.at 
90 vgl. Pech, Michael (2011) S.44 
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Eine Ausgleichsabgabe (Einheitssatz je Baum: 1.090 Euro) muss bezahlt werden, 

wenn Bäume entfernt werden und keine entsprechenden Ersatzpflanzungen bzw. 

Umpflanzungen durchgeführt werden können.91 

 

Abschließend ist das Grundstück zu sichern wobei diese Sicherung des 

Grundstückes mittels Bauzaun durch die Auftragnehmerin nach Abschluss der 

Arbeiten erfolgt. 

 

4.3.3 Geometer 

Die exakte Grenzvermessung und die Festlegung der Grundstücks-Grenze erfolgt 

durch einen staatlich befugten und beeideten Ingenieurkonsulent für 

Vermessungswesen.92 

 

Der Lage- und Höhenplan dient als Grundlage der weiteren Architekturplanung 

und ein Teilungsplan bei Grenzänderungen der Errichtung von Urkunden und 

deren Eintragung in Kataster und Grundbuch, um die neuen 

Eigentumsverhältnisse wirksam werden zu lassen.93  

 

Gegenstand der Beauftragung ist nun ist die Erstellung eines Lage- und 

Höhenplanes und in der Folge, die eines Teilungsplanes über die Liegenschaft. 

Da seinerzeit eine Bausperre gem. §8/1 verhängt war, konnte erst nach 

Beendigung dieser um Bekanntgabe der Bebauungsbestimmungen und um 

Abteilungsbewilligung bei der Behörde angesucht werden. 

 

Für den Lage- und Höhenplan sind folgende Leistungen zu beauftragen: 

• Erhebungen am Vermessungsamt und in der Grundstücksdatenbank 

• Aufnahme des Gebietes im System Gauß-Krüger und Wr. Null 

• Einbautenerhebungen für Gas, Wasser, Kanal, Strom und HBW 

• Bestimmung der Silhouetten der anrainenden Gebäude 

• Aufnahme der Bäume (nach Wiener Baumschutzgesetz) 

• zugehörigen Berechnungen und Ausarbeitungen auf CAD 

• Papierplot sowie der digitalen Daten im dwg- bzw. dxf- Format 

                                                           

91 vgl. Ausgleichsabgabe nach dem Wiener Baumschutzgesetz in URL: http://www.wien.gv.at 
92 Detaillierte Informationen zu „Sicherung und Grenzen des Grundstückes“ unter URL: 

http://www.wohnnet.at/grundgrenze.htm 
93 Detaillierte Informationen unter URL: http://www.arching.at 
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Für den Teilungsplan sind folgende Leistungen zu beauftragen: 

• Erhebungen in der Grundstücksdatenbank 

• Erhebungen und Besprechungen bei der Magistratsabteilung 64 

• Einrechnung der Teilungslinien und Flächen, Kontrollen dazu Aufstellen 

eines Teilungsausweises, Koordinatenverzeichnisses und 

Polygonzugsdaten 

• Ausarbeiten auf CAD 

• Kollationieren, Plotten der Pläne, Ausfertigen und Formatisieren 

• Ansuchen bei der MA 64/V um Bekanntgabe der 

Bebauungsbestimmungen unter Beibringung einer Vollmacht von mind. 

einem Eigentümer. 

• Einreichen des Planes beim Vermessungsamt zwecks Erwirkung der 

Planbescheinigung gemäß Vermessungsgesetz 

• Einreichen des Planes beim zuständigen Magistrat zwecks Erwirkung der 

baubehördlichen Genehmigung 

• Einbringung des Teilungsplanes in das elektronische Urkundenarchiv der 

Ziviltechniker gemäß BRÄG 2006 

• Lieferung von 3 Parien des Teilungsplanes 

 

 

 

 

Abbildung 27: Lage- und Höhenplan, Quelle VM Angst 
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4.3.4 Bodengutachter 

Die chemischen und geotechnischen Baugrunduntersuchungen erfolgen durch 

einen staatlich befugten und beeideten Ingenieurkonsulent für Chemie bzw. 

Kulturtechnik und Wasserwirtschaft. 

 

Der Inhalt eines geotechnischen Berichtes (Befundes) oder Gutachtens 

(Schlüsse) sind jeweils projektspezifisch. Im Allgemeinen trifft der Geotechniker 

entsprechend der Problemstellung Festlegungen und Beurteilungen, z.B. 

charakteristische geotechnische Kenngrößen, maßgebende 

Grundwasserverhältnisse, legt erforderliche Anforderungen fest und schlägt 

erforderliche geotechnische Maßnahmen vor.94 

 

Für die chemischen und geotechnischen Baugrunduntersuchungen sind folgende 

Leistungen zu beauftragen: 

• Recherche nach vorhandenen Unterlagen über den Baugrund und die 

Grundwasserverhältnisse (z.B. Karten, Archivmaterial, 

Aufschlussergebnisse, hydrologische Daten) sowie deren Bewertung 

• Beratung des Bauherren hinsichtlich des Umfanges der 

Erkundungsmaßnahmen Geotechnische/geologische Geländeaufnahme 

• Untersuchung von Locker- und Festgestein sowie die 

Grundwasserverhältnisse für die Vorplanung eines Bauwerks und 

gegebenenfalls die Standortwahl 

• Einfache Baugrunduntersuchungen (z.B. Schürfgruben, 

Rammsondierungen) 

• Beratung des Bauherrn hinsichtlich des Umfanges der weiteren 

Baugrunduntersuchungen 

• Koordinierungsmithilfe von Sonderfachleuten 

• Planung der geotechnischen Hauptuntersuchung 

• Geotechnische Begleitung der Erkundungsarbeiten vor Ort 

• Koordinierungsmithilfe von Sonderfachleuten 

 

Geotechnischer Bericht (Befund) 

• Erstellung eines geotechnischen Berichtes (Befundes) mit Angaben 

                                                           

94 Leistungsbild Geotechnik/Geologie 2009 
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• zum Bodenaufbau, Beschreibung der Bodenarten, inkl. zeichnerischer 

Darstellung samt einer baugeologischen Karte mit Gefügedarstellung, falls 

erforderlich, Angabe der abgeschätzten Prognosegenauigkeit 

• Zusammenfassung und Kommentierung der Ergebnisse der 

Baugrunduntersuchung, Angabe der charakteristischen Bodenkenngrößen 

• Erarbeitung der möglichen Konzepte 

• Empfehlungen für Baumaßnahmen 

 

 

 

Abbildung 28: Schichtaufbau aus der Bodenerkundung, Quelle: Baugrundkataster MA29 
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4.3.5 Projektkalkulation 

Folgende Parameter sind für die Projektkalkulation zu beachten: 

• Erzielbare Nutzfläche gemäß Bebauungsbestimmungen und die 

Teilnutzflächen der Nutzungsarten 

• Verkaufs- oder Mietwerte, der Renditewert bei Ertragsprojekten 

• Bau- und Baunebenkosten 

• Grundkosten, Nebenkosten wie Freimachung Kontaminierung oder 

Abbruch und die üblichen Nebenkosten inklusive Zinsen 

• Gesamtwert des Projektes bei Verkauf im Eigentum oder bei Miete95 

 

Je nach Projektsstrategie ist die Kalkulation des Projekts auf Miete bzw. 

Eigentum anzuwenden. 

 

4.3.6 Verhandlung mit Eigentümer 

Bei den Verhandlungen mit dem Eigentümer ist auf einen möglichst offenen 

Umgang und auf ein positives Gesprächsklima zu achten. Eventuelle 

Kaufpreisnachbesserungen sind in die vorhergehende Kalkulation rückzuführen 

und laufend zu aktualisieren. 

 

4.3.7 Abstimmung Finanzierung/rechtliche Angelegenheiten 

Zur Sicherung der Finanzierung ist möglichst früh ein Ansuchen inkl. 

Projektbeschreibung und Finanzierungsplan an ein Kreditinstitut zu stellen. 

Für rechtliche Beratungen und zur Ausfertigung des Kauf- bzw. Optionsvertrags 

ist ein entsprechender Rechtsberater hinzuzuziehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           

95 Winfried Kallinger et al. (2011) S.72f. 
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4.3.8 Kaufvertrag 

Der Kaufvertrag wird zwischen den beiden Vertragsparteien, Verkäuferin und 

Käuferin abgeschlossen wobei beide eingangs Namentlich und per Anschrift zu 

nennen sind. Für Unternehmen gemäß UGB ist zur eindeutigen Identifikation 

zusätzlich die Firmenbuchnummer anzugeben.  

 

Es sind in weiterer Folge das Kaufobjekt und Kaufvorgang, Kaufpreis, Räumung 

und Gewährleistung, Allgemeine Vertragsbedingungen zu erläutern und anhand 

des bisherigen Auswertungsstandes unter Berücksichtigung aller Risikofaktoren 

auszuarbeiten.  

 

Kaufobjekt und der Kaufvorgang 

Bei der Beschreibung des Kaufobjekts sind die grundbücherlichen 

Eigentumsverhältnisse festzuhalten, wobei die Verkäuferin einerseits 

grundbücherliche Alleineigentümerin oder Miteigentümer mit jeweiligem 

Anteilsteilen der Liegenschaft sein kann. Durch die Nennung der Einlagezahl und 

der Grundstücksnummer aus dem Grundbuch der jeweiligen KG, der 

Bezeichnung des grundbücherlich ausgewiesenen Gesamtausmaßes samt 

Flächeneintragung (z.B. Baufl. begrünt) wird das Kaufobjekt eindeutig definiert. 

 

Die Beschreibung des Kaufobjekts kann entweder durch das auszugsweise 

Einfügen des Grundbuchsauszugs oder einer textliche Beschreibung erfolgen. 

Die äußerlichen Gegebenheiten sind festzuhalten, die Liegenschaft ist entweder 

bebaut oder unbebaut und die derzeitige Nutzung des Grundstücks (z.B. als 

Parkplatz zur Vermietung von Kfz-Stellplätzen) anzugeben. 

 

Sofern bestehende Mietverhältnisse aufliegen, müssen diese von der Verkäuferin 

angegeben werden und entsprechende Verträge zur Prüfung durch die Käuferin 

vorgelegt werden. Diese werden von der Käuferin in der Regel nicht 

übernommen, sondern sind von der Verkäuferin spätestens bis zum Tag der 

tatsächlichen Übergabe aufzulösen und die Liegenschaft zu räumen.  Weitere 

Miet-, Pacht- oder sonstige Benützungsrechte dritter Personen bestehen nicht. 

Sollte die vertragsgegenständliche Liegenschaft derzeit noch mit einem 

Pfandrecht belastet sein, hat die Verkäuferin dafür einzustehen, dass die 

Pfandschuld getilgt werden kann. Dem Treuhänder der Käuferin ist der 

unwiderrufliche Auftrag zu erteilen, das Pfandrecht sodann zu löschen.  
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Der Verkauf und die Übergabe hat so zu erfolgen, wie die Liegenschaft liegt und 

steht, derzeit besessen und benützt wird und ist von der Verkäuferin von 

sämtlichen Benützern und Fahrnissen vollständig zu räumen. Die Übergabe und 

Übernahme des Kaufobjektes gilt rechtlich mit der Unterfertigung dieses 

Kaufvertrages als vollzogen. Als Verrechnungsstichtag für den Übergang von 

Vor- und Nachteil, von Nutzen und Gefahr am Kaufobjekt sollte jedoch der Tag 

der tatsächlichen Übergabe vereinbart werden. 

 

Kaufpreis 

Sollten die Kaufpreisverhandlungen mit der Verkäuferin schwierig verlaufen sein, 

können zukünftige Erlöse aus Vermietungen auch diesem zugestanden werden. 

Sohin stehen bis inklusive dem Tag vor diesem Verrechnungsstichtag, sämtliche 

Mieteinnahmen noch der Verkäuferin zu, welche dafür zu diesem Zeitpunkt auch 

alle Betriebs-, Bewirtschaftungs- und sonstigen Unkosten der gegenständlichen 

Liegenschaft zu tragen hat. 

Der vereinbarte Kaufpreis für den Kaufgegenstand die Liegenschaft ist in der 

entsprechenden Währung zu nennen. Die Vertragsparteien sollten 

übereinkommen, dass es sich hierbei um einen unecht befreiten Umsatz gemäß 

§ 6 Abs. (1) Z. 9 lit. a UStG handelt. Sollte aus welchen Gründen immer 

Vorsteuer festgestellt werden, trägt der Verkäufer die daraus resultierenden 

Kosten. 

Der gesamte Kaufpreis ist in einem üblichen Zeitraum von 6-8 Wochen nach 

grundbuchsfähiger Unterfertigung des Kaufvertrages durch die Verkäuferin zu 

treuen Handen, auf ein gesondert eingerichtetes und bei der 

Rechtsanwaltskammer Wien angemeldetes Treuhandkonto, mit dem einseitig 

unwiderruflichen Auftrag zu erlegen, zunächst die Geldlastenfreistellung 

vorzunehmen und sodann einen allenfalls verbleibenden Restbetrag zuzüglich 

zwischenzeitig angewachsener Erlagszinsen (abzüglich Erlagsspesen) an die 

Verkäuferin auszubezahlen. 

 

Diese Auszahlung hat sodann zu erfolgen, wenn das völlig satz-, lasten- und 

bestandfreie Eigentum der Käuferin durch Vorliegen eines Original 

Rangordnungsbeschlusses des Bezirksgerichts mit einer entsprechenden 

Restlaufzeit ohne Zwischeneintragung sowie einer grundbuchsfähigen 

Löschungserklärung bezüglich des Pfandrechtes, als auch die zukünftige 

tatsächliche Übergabe durch Vorliegen eines von den Vertragsparteien 
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hinsichtlich des Kaufobjektes abgeschlossenen gerichtlichen 

Räumungsvergleiches, sichergestellt sind. 

Im Falle der Option das anfallende Erlöse der Verkäuferin zugestanden werden, 

ist festzuhalten das, die Käuferin, der Verkäuferin gestattet, die 

kaufgegenständliche Liegenschaft bis spätestens zum geplanten Baubeginn 

ausschließlich zu nutzen und erst dann an die Käuferin zu übergeben. Dieser 

Baubeginn ist zuvor anzuzeigen, sodass der Verkäuferin noch Zeit zur 

Aufkündigung allfälliger Bestandverhältnisse und zur Räumung verbleibt. Die 

tatsächliche Übergabe ist nach gemeinsamer Begehung in einem von beiden 

Vertragsparteien zu unterfertigenden Übergabeprotokoll festzuhalten. 

 

Räumung und Gewährleistung 

Um den projektierten Ablauf aus der Projektverdichtung einzuhalten bzw. zu 

optimieren ist es notwenig folgendes vertraglich sicherzustellen: 

 

„Die Käuferin ist bereits ab Unterfertigung dieses Kaufvertrages, sohin auch 

schon vor tatsächlicher Übergabe der Liegenschaft, berechtigt, die 

kaufgegenständliche Liegenschaft zu betreten, Vermessungen, Bodenproben und 

dergleichen durchzuführen und nach Art einer Eigentümerin die erforderlichen 

Genehmigungen für die Realisierung des angestrebten Bauprojektes erforderlich 

sind, entweder als Grundeigentümerin zu unterfertigen, oder hiezu der Käuferin 

Vollmacht zu erteilen. Die Käuferin sichert der Verkäuferin zu, sie hinsichtlich 

aller Ansprüche schad- und klaglos zu halten, die gegen ihn im Zusammenhang 

mit diesen Planungen, Vereinbarungen du Einreichungen gerichtet werden 

sollten.“96 

 

Baugrundrisiko 

Im Kaufvertrag ist auf das Ergebnis der durchgeführten 

Baugrunduntersuchungen jedenfalls hinzuweisen da in der Praxis oft ein 

erheblicher Interessenskonflikt zwischen Verkäuferin und Käuferin herrscht. Ein 

Interessensausgleich mit der Verkäuferin und ein möglicher Umgang aus der 

Praxis mit dem Baugrundrisiko werden in der folgenden Abhandlung anhand der 

ermittelten Daten des Projekts 11., Krausegasse 9, dargestellt. 

 

                                                           

96 vgl. div. Vertragsmuster 
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Soweit der Verkäuferin bekannt war, ist der Kaufgegenstand im 

Altlastenatlas/Verdachtsflächenkataster der Gemeinde Wien nicht eingetragen. 

Die Verkäuferin gewährleistet, dass der Kaufgegenstand keine Substanzen, 

Ablagerungen oder Stoffe (z. B. Kontaminierungen) enthält, für deren 

Beseitigung, Sicherung oder sonstige Kosten von aus diesen Substanzen 

resultierenden nachteiligen Folgen der Käuferin behördlicherseits oder von 

Dritten (insbesondere auf Grundlage von § 364 ABGB) nach den bestehenden 

gesetzlichen Vorschriften herangezogen werden könnte. Die Verkäuferin wird die 

Käuferin für alle Kosten und sonstigen finanziellen Nachteile schad- und klaglos 

halten, die die Käuferin im Zusammenhang mit solchen Substanzen, 

Ablagerungen oder Stoffen erleidet. Sofern eine Verbesserung im Sinne von § 

932 ABGB durch die Verkäuferin tunlich und möglich ist, hat diese binnen 

angemessener Frist, längstens aber binnen üblicherweise 2 Monaten, auf Kosten 

der Verkäuferin durch entsprechende Professionistenfirmen zu geschehen.  

 

Weiters gewährleistet die Verkäuferin, dass der Kaufgegenstand keine Stoffe, 

Substanzen oder Materialien enthält, durch die die Grenzwerte einer 

Bodenaushubdeponie gemäß Deponieverordnung (BGBl 164/1996idgF) 

überschritten würden. Für den Fall, dass diese Grenzwerte doch überschritten 

werden und/oder ein beim Bodenaushub oder Abbruch anfallendes Material nicht 

auf einer Bodenaushubdeponie zulässigerweise abgelagert werden kann, ist die 

Verkäuferin verpflichtet, alle damit zusammenhängenden Mehrkosten zu tragen 

und die Käuferin diesbezüglich völlig schad- und klaglos zu halten. Die 

Verkäuferin hat aber das Recht, nach entsprechender Mitteilung durch die 

Käuferin binnen angemessener Frist, längstens aber 14 Tagen, auf eigene Kosten 

durch Professionistenfirmen für die Beseitigung und Deponierung des Abbruch- 

und/oder Aushubmaterials zu sorgen. 

 

Allgemeine Vertragsbedingungen 

Die allgemeinen Vertragsbedingungen klären abschließend, dass sämtliche 

Kosten und Gebühren der durch die Errichtung und Verbücherung dieses 

Kaufvertrages die Käuferin trägt, insbesonders auch die Grunderwerbssteuer und 

die Grundbuchseintragungsgebühr. Die Kosten einer allfälligen sonstigen 

rechtsfreundlichen Beratung oder Vertretung, sollte jeder Vertragsteil für sich 

selbst tragen.  

 

 



66 

4.3.9  Optionsvertrag 

Optionsverträge sind bei Immobilien- und Grundstücksangeboten bereits in der 

Phase der Detailanalyse anzuwenden um neben dem klassischen Kaufangebot 

und dem aufschiebend bedingten Kaufvertrag das jeweilige Grundstück durch 

einen Optionsvertrag mit Kaufvertrag - Beilage zu sichern. Hierbei sind die aus 

der Detailanalyse ermittelten Risiken durch entsprechende Bedingungen zu 

definieren und somit wird ein Kaufangebot mit aufschiebenden Bedingungen 

vereinbart. 

Mögliche Bedingungen können auf Grund von langfristigen Nutzungsrechten, 

etwaigen Kontaminierungen, einer für den Wohnbau generell nicht geeigneten 

Flächenwidmung oder in dem erforderlichen Nutzflächenausmaß nicht 

entsprechende Bebauung der Liegenschaft möglich sein. 

 

Bei Optionsverträgen ist die Sach- und Rechtslage abweichend zu klassischen 

Kaufverträgen anzugeben. Die optierte Liegenschaft ist wie unter dem 

vorgenannten Punkt Kaufvertrag, Kaufobjekt und der Kaufvorgang eindeutig zu 

beschreiben. 

 

Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 

Das Angebot des gewählten Projekts 11., Krausegasse 9 erreicht somit nur 

Gültigkeit wenn das projektierte Konzept realisierbar erscheint, somit nur wenn 

zuvor eine Änderung der Flächenwidmung, nämlich von derzeit z.B. 

Betriebsbaugebiet auf sodann Wohnbaugebiet (oder zumindest gemischtes 

Baugebiet ohne Einschränkung auf Betriebsbaugebiet), erfolgt.  

 

Durch den beabsichtigten Ankauf, erfolgt eine Bereiterklärung die hiefür 

erforderliche Umwidmung auf eigene Kosten und Risiko zu beantragen und zu 

betreiben ist. Dies unter der Bedingung, dass durch die Erteilung der Option 

sichergestellt ist, dass sie die  Liegenschaft im Erfolgsfalle auch tatsächlich zu 

wohnbauförderungstauglichen Bedingungen erwerben kann und die Verkäuferin 

im Wort bleibt. Der notwendige Umwidmungsantrag samt Plänen und sonstigen 

Einreichunterlagen werden auf Grund der Erfahrungen und koordinierten 

Abwicklung durch die Käuferin selbst verfasst und alle damit verbundenen 

Kosten (insbesonders z.B. für Pläne, Gutachten, allfällige Modelle, etc.) 

getragen. Der Optionsgeber verpflichtet sich hiefür bzw. dessen Vertretern die 

erforderlichen Vollmachten zu erteilen und zu unterfertigen bzw. wenn 

erforderlich oder zweckmäßig über Ersuchen auch jeweils selbst als 
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Grundeigentümer Anträge, Pläne oder sonstige Einreichunterlagen zu 

unterfertigen.  

 

Optionseinräumung 

Angesichts dessen räumt der Optionsgeber der Optionsnehmerin hiermit die 

Option zum Ankauf der gegenständlichen Liegenschaft gemäß den genannten 

Bestimmungen  im Kaufanbot ein. 

 

Kaufpreisnachbesserungen 

Der noch zu ergänzende Kaufpreis beträgt EUR 248,00 €/m2 der in der 

angestrebten neuen Flächenwidmung erzielbaren Netto - Wohnnutzfläche, 

üblicherweise wertgesichert mit Hilfe des VPI auf Basis der Unterfertigung dieses 

Optionsvertrages. Hierfür ist eine prüfbare, auf der Basis der sodann geltenden 

Flächenwidmung und unter Berücksichtigung der Vorgaben der 

Wohnbauförderung bzw. des Grundstücksbeirates erstellte, und von einem hiezu 

befugten Zivilingenieur durch Unterschrift und Siegel bestätigte 

Nutzflächenberechnung vorzulegen.  

 

Die sich aus dieser Berechnung ergebende Netto - Wohnnutzfläche, zumindest 

jedoch 1.606,70 m² sind mit den vorgenannten Betrag zu multiplizieren und 

diese Summe abzüglich des nachgenannten Optionsentgeltes als Kaufpreis 

einzusetzen. Die Optionsnehmerin ist verpflichtet, dem Optionsgeber Zug um 

Zug mit beidseitiger Unterfertigung dieses Optionsvertrages ein Optionsentgelt in 

Höhe von EUR zu bezahlen. Im Falle der Optionsannahme und Abschluss des 

Kaufvertrages ist dieses Optionsentgelt dann auf den Kaufpreis anzurechnen.  

 

Optionsausübung 

Optionen sollten jedenfalls beidseitig mit einer Frist vereinbart werden in der 

diese vorgenannten Bedingungen zu erfüllen sind. Bei Umwidmungen ist eine 

Dauer von zwei Jahren ab dem Tage der beiderseitigen Unterfertigung zu 

empfehlen.  

Zusätzlich sollte sich Optionsnehmerin die Möglichkeit sichern die Frist einmalig 

um ein Jahr durch schriftliche Erklärung an den Optionsgeber zu verlängern, 

sofern die genannten Bedingungen noch nicht abgeschlossen wurden. 
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Allgemeine Vertragsbedingungen 

Diese sind denen des klassischen Kaufvertrags gleichzusetzen, wobei hier 

besonders auf die Bedingungen der Optionsvereinbarung Rücksicht zu nehmen 

ist und die Berechtigung eingeräumt wird, alle erforderlichen Maßnahmen 

setzten zu können, die zur Erfüllung dieser notwendig sein werden, wie die 

kaufgegenständliche Liegenschaft zu betreten, Vermessungen, Bodenproben und 

dergleichen durchzuführen und nach Art einer Eigentümerin die erforderlichen 

Genehmigungen für die Realisierung des angestrebten Bauprojektes zu 

beantragen und zu betreiben.  

Der Optionsgeber sichert hingegen zu, alle ihm von der Optionsnehmerin 

allenfalls vorgelegten Eingaben und Anträge an Behörden, Pläne etc., die zur 

Realisierung des angestrebten Bauprojektes erforderlich sind, entweder als 

Grundeigentümer zu unterfertigen, oder hiezu der Optionsnehmerin Vollmacht zu 

erteilen. Die Optionsnehmerin sichert dem Optionsgeber zu, ihn hinsichtlich aller 

Ansprüche schad- und klaglos zu halten. 
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5 Schlussfolgerungen 

Der nachhaltige und wirtschaftliche Erfolg von Immobilien- und 

Grundstücksakquisitionen für den geförderten und freifinanzierten Wohnbau in 

Wien und dem nahen Umland (Niederösterreich) ist von einer Vielzahl an 

Faktoren abhängig. 

 

So ist eine klare organisatorische Struktur zur Dokumentation des Marktes und 

eine sorgfältige Analyse und Bewertung der Angebote ebenso unerlässlich wie 

eine sichere Vertragsgestaltung, die neben der Berücksichtung von möglichen 

Risiken auch Optionen durch die sichere Abwicklung des Vertragsverhältnisses 

garantiert. 

 

Der Weg zu dem erfolgreichen Abschluss des Akquisitionsprozesses liegt also zu 

großen Teilen in der sorgfältigen und sachgerechten Vertragsgestaltung, wobei 

Zusammenhänge aller Art mit dem Thema der Immobilie selbst und den 

Vorgaben der Förderungsrichtlinien zu berücksichtigen sind. Diese Risikofaktoren 

sind über den gesamten Planungszeitraum zu berücksichtigen. 

  

• Beurteilung des relevanten Immobilien- und Grundstücksmarkt 

• Einschätzung der Strategie des Projektes, 

• Planungsprozess sowie Bewilligungssituation, 

 

Risikomanagement ist unabhängig von der Anwendung im Bereich 

immobilienwirtschaftlicher Fragestellungen anzuwenden wobei eingangs die 

verschiedenen Risiken zu definieren sind und mit ihrem Ablauf in den jeweiligen 

Phasen daraus folgend eine Reflektion zu erstellt ist, welche als Basis weiterer 

Überlegungen im Rahmen der optimalen Organisation der Abteilung 

Projektentwicklung und Akquisition dient. 

 

Das Ergebnis der Masterthese zeigt das es notwendig ist, zum  Zeitpunkt der 

Angebotslegung eine Entwicklung von zwei bis vier Jahren vorauszusehen, sie 

abzuschätzen und zu bewerten. Diese Zeitspanne ist ein realistischer Zeitraum, 

der nur in den wenigen Fällen nennenswert verkürzt werden kann. 

 

Angenommen werden kann eine Projektsphase nach erfolgreich abgeschlossener 

Akquisition von Ankauf bis Baubewilligung von 12 Monaten, die Erlangung der 

Förderungsempfehlung inkl. aller erforderlichen Bewilligungen der MA25 und 
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MA50 weitere 6-12 Monate. Die Phase der Ausschreibung und Vergabe ist in 

max. 3 Monaten abzuwickeln und wird von der Bauphase von 12-16 Monaten 

Abgeschlossen. Eine Vollverwertung sollte mit überwiegender Mehrheit von bis 

zu 80% bei Bauende abgeschlossen sein. 

 

„Der Zeitraum hingegen, sich ein interessantes Grundstück zu sichern, 

ist in der Akquisitionsphase im besten Fall, nur wenige Tage möglich!“ 

 

 

Status Projektakquisition 

Die professionelle Organisation, die kontinuierliche und umfassende Bearbeitung 

der Immobilien- und Grundstücksangebote wird durch den überwiegenden Anteil 

von 32% der unter Bedingungen gelegten Angebote aufgezeigt. 

Zusammenfassend führt die Auswertung zu einem aktuellen Status der 

Projektakquisition, welche mit einem Wert von 3% der einlangenden Immobilien- 

und Grundstücksangebote als neue Projekte gesichert wurden. Dieser kann 

durchaus als guter Wert bezeichnet werden, wobei sich weitere 4% noch in 

genauerer Bearbeitung befinden und somit weiteres Potential beinhalten. 
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Abbildung 29: Status Projektakquisition, Quelle: Eigene Auswertung 
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Abbildung 30: Status Projektakquisition, Quelle: Eigene Auswertung 
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Kurzfassung 

Der Grundstücksmarkt, der auf Grund von vorselektierten und auf das Suchprofil 

eines gemeinnützigen Wohnbauträgers abgestimmten Immobilien- und 

Grundstücksangeboten Wiens und dem nahen Umland (Niederösterreich) im 

Segment des geförderten Wohnbaus erfolgt, hat in einem Betrachtungszeitraum 

von 2005 bis 2012 rund 878 Immobilien- und Grundstücksangebote registriert. 

Die umfassende Dokumentation und eine sorgfältige Analyse und Bewertung der 

Angebote ist der erste Schritt im erfolgreichen Akquisitionsprozess.  

Die vorliegende Masterthese dokumentiert die durch gezieltes 

Risikomanagement erarbeiteten Lösungsansätze der aktiven Planung, Steuerung 

und Kontrolle einzelner Risiken der Liegenschaftsakquisition anhand eines 

konkreten Beispiels.  

Der Risikomanagementprozess beginnt somit mit der Identifikation der Risiken 

der jeweiligen Projektsphasen. In einem zweiten Schritt werden die Risiken 

analysiert und bewertet und in der dritten Phase entsprechende Lösungsansätze 

gewählt. 

Durch die Auseinandersetzung mit den wesentlichen Risikofaktoren im 

Akquisitionsprozess wie der wirtschaftlichen Entwicklung des Immobilienmarktes, 

der Standort- und Umweltrisiken, der Boden- und Baugrundrisiken sowie den 

Genehmigungsrisiken in den einzelnen Phasen der Projektentwicklung, kann eine 

sichere Vertragsgestaltung erzielt werden.  

Der Weg zum erfolgreichen Abschluss des Akquisitionsprozesses liegt also zu 

großen Teilen in der sorgfältigen und sachgerechten Vertragsgestaltung, wobei 

Zusammenhänge aller Art mit den bestehenden gesetzlichen 

Rahmenbedingungen der Immobilie selbst und den Vorgaben der 

Förderungsrichtlinien zu berücksichtigen sind. 
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Anhang 
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